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Zum Hintergrund dieser Handreichung 3

Diese Handreichung richtet sich an politische 
Bildner*innen, die den Themenkomplex Israel & 
Palästina und die Debatten darüber in Deutschland mit 
erwachsenen Zielgruppen aufgreifen möchten. Sie ist 
das Ergebnis eines gemeinsamen Denkprozesses im 
Rahmen des Projekts Denkwerkstatt – Kritische politische 
Bildung zu Palästina & Israel nach dem 7. Oktober. 
Im Laufe des Jahres 2025 haben wir uns gemeinsam 
mit Praktiker*innen, die bereits Bildungsangebote 
zu diesem Themenkomplex gestalten, Zeit zum 
Innehalten, Nachdenken und Reflektieren genommen.

Zum Hintergrund 
dieser Handreichung 

Angesichts der extremen Dimensionen von 
Zerstörung und Entmenschlichung im besetzten 
Gazastreifen, der brutalen Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
die am 7. Oktober 2023 begangen wurden 
sowie der autoritären Verschiebungen in 
unserer Gesellschaft fragten wir uns: Was 
ist unser Auftrag als kritische politische 
Bildner*innen? Was bedeutet “Nie Wieder” 
für uns heute? Und welche Ziele sollten wir 
aktuell mit unserer Bildungsarbeit verfolgen?

In vier Denkwerkstätten und einer 
Methodenwerkstatt haben wir unsere Praxis 
reflektiert, neue Impulse aufgenommen und 
gemeinsam Methoden für die kritische politische 
Erwachsenenbildung entwickelt. Inhaltlich ging 
es in den Werkstätten vor allem um Themen, die 
im Diskursraum Deutschland eine zentrale Rolle 
spielen. Der Fokus lag also auf dem Konflikt über 
den Konflikt. Folgende vier Themenkomplexe 
erschienen uns dabei besonders relevant:

1.	 	Staatsräson und “Nie Wieder”
2.	 	Medienberichterstattung
3.	 	Antipalästinensischer Rassismus
4.	 	Antisemitismus und autoritärer 

Anti-Antisemitismus

Die Ergebnisse dieser Auseinandersetzung finden sich 
in dieser Handreichung. Zu jedem Thema erläutern 
wir, warum es für die kritische politische Bildung 
relevant ist, welche Ziele mit seiner Thematisierung 
verfolgt werden und wir machen einen Vorschlag, 
wie es methodisch aufbereitet werden kann. 
Zudem bieten wir Hintergrundinformationen 
für die anleitenden Personen.

Unser Dank gilt den Impulsgeber*innen – 
Charlotte Wiedemann, Nadia Zaboura, Hanna 
Al-Taher und Dr. Dr. Peter Ullrich –, die uns mit 
ihren Gedanken inspirierten, unsere Gewissheiten 
hinterfragten und viele Aha-Momente ermöglichten. 
Ebenso danken wir allen Teilnehmer*innen 
der Denk- und Methodenwerkstätten für 
ihre Ideen, Fragen und Reflexionen, die in 
diese Handreichung eingeflossen sind.

Besonderer Dank geht an die Berliner Landeszentrale 
für politische Bildung für die Förderung des Projekts, 
an Marisa Raiser für die inhaltliche Arbeit zum Kapitel 
Medienberichterstattung, Ralitsa Kirova für die 
Illustrationen, Burglinde Hagert für das Lektorat, Luisa 
Bläse für die Verwaltung des Projekts sowie an Lena 
Rathje und die Kolleg*innen des Fortbildungsteams 
der Gesellschaft im Wandel, die unser Vorhaben 
von Beginn an tatkräftig unterstützt haben.
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Der Israel-Palästina-Komplex1 ist nicht erst seit 
dem 7. Oktober 2023 ein zentrales Thema der 
politischen Bildung. Mit dem brutalen Überfall der 
Hamas und anderer bewaffneter palästinensischer 
Gruppierungen auf den Süden Israels und dem 
Beginn des Zerstörungsfeldzugs der israelischen 
Armee im Gazastreifen ist jedoch eine besondere 
Dringlichkeit entstanden, Räume zu schaffen, in 
denen die Lage vor Ort, ihre gesellschaftlichen 
Auswirkungen hierzulande und die politische 
Positionierung der Bundesregierung offen 
diskutiert werden können. Diese Dringlichkeit 
ergibt sich aus den extremen Dimensionen von 
Gewalt und Entmenschlichung sowie deren 
Widerhall in unserer Gesellschaft. Hinzu kommt, 
dass die deutsche Regierung keine neutrale 
Beobachterin der Geschehnisse ist, sondern die 
israelische Regierung politisch, militärisch und 
diplomatisch unterstützt. Nicht zuletzt besteht 
eine Dringlichkeit, weil in Deutschland viele 
Menschen mit palästinensischer und israelischer 
Familiengeschichte leben, deren Alltag seit dem 
7. Oktober 2023 von der Gewalt vor Ort und dem 
zunehmenden antipalästinensischen Rassismus 
und Antisemitismus hierzulande geprägt ist.

Der 7. Oktober und die Zerstörung der Grundlagen 
einer kollektiven palästinensischen Existenz stellen 
für viele Menschen einen Wendepunkt, eine Zäsur 
dar. Es scheint eine Welt vor “dem 7. Oktober” 
und vor “Gaza” zu geben und eine danach. In 
der Frankfurter Erklärung – einem zentralen 
Dokument der politischen Bildung – heißt es: 
“Eine an der Demokratisierung gesellschaftlicher 

1	 Wir sprechen in unserer Bildungsarbeit vom 
Israel-Palästina-Komplex. Damit meinen wir 
die Geschichte und Gegenwart des israelisch-
palästinensischen Konflikts, die politische 
Rolle Deutschlands darin sowie die damit 
verbundenen Diskurse in Deutschland. 

Verhältnisse interessierte politische Bildung stellt 
sich den Umbrüchen und vielfältigen Krisen 
unserer Zeit.”2 Wir verstehen den 7. Oktober, die 
Verbrechen im Gazastreifen und in der Westbank, 
die deutsche politische Positionierung sowie den 
gesellschaftspolitischen Umgang damit als politische 
und gesellschaftliche Krise mit weitreichenden 
Konsequenzen, die von politischen Bildner*innen 
aufgegriffen, analysiert und bearbeitet werden muss.

Die massiven Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, die von der Hamas und 
anderen bewaffneten palästinensischen Gruppen 
am 7. Oktober 2023 an israelischen Zivilist*innen 
und während der darauffolgenden Geiselhaft 
im Gazastreifen begangen wurden, haben unter 
vielen Juden und Jüdinnen innerhalb und außerhalb 
Israels kollektive Traumata wachgerufen und das 
Sicherheitsgefühl spürbar beschädigt. Mit 1200 
Todesopfern, darunter größtenteils Zivilist*innen, 
und 250 verschleppten Geiseln gilt dieser Tag 
als schwerster Angriff in der Geschichte des 
Staates Israel und auf Juden und Jüdinnen im 21. 
Jahrhundert. Unmittelbar im Anschluss begann die 
israelische Armee, den besetzten Gazastreifen und 
die Lebensgrundlagen der Palästinenser*innen 
systematisch zu zerstören. Über soziale Medien 
konnte weltweit in Echtzeit mitverfolgt werden, 
wie Krankenhäuser, Schulen und Geschäfte 
bombardiert und ganze Wohnviertel dem 
Erdboden gleichgemacht wurden. Über 80% des 
Gazastreifens liegen heute in Trümmern. Seit über 
zweieinhalb Jahren werden den Palästinenser*innen 
menschenunwürdige Lebensbedingungen auferlegt: 
Der Zugang zu lebensnotwendigen Gütern wie 
Nahrung, sauberem Wasser, Medikamenten und 
Treibstoff wurde durch die israelische Regierung 
massiv eingeschränkt und bewusst eine Hungersnot 
herbeigeführt. Die Max-Planck-Gesellschaft für 
demografische Forschung kommt zu dem Ergebnis, 
dass bis Oktober 2025 deutlich mehr als 100.000 
Palästinenser*innen durch direkte Kampfhandlungen 

2	 Frankfurter Erklärung – für eine kritisch-
emanzipatorische Politische Bildung (2015).
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der israelischen Armee getötet wurden.3 In dieser 
Zahl sind indirekte Todesopfer – etwa infolge 
unbehandelter Krankheiten, Kälte oder Hunger – 
nicht enthalten. Mehr als die Hälfte der direkten 
Todesopfer sind Frauen und Kinder unter 15 
Jahren. Auch wenn der Internationale Gerichtshof 
bislang kein abschließendes Urteil gefällt hat, sind 
sich Völkerrechtler*innen, Genozidforscher*innen 
sowie führende palästinenische, israelische und 
internationale Menschenrechtsorganisationen 
weitgehend einig: Der israelische Staat begeht im 
Gazastreifen einen Genozid.4 
Der deutsche Staat ist nicht etwa ein neutraler 
Beobachter des Geschehens, sondern an dieser 
entgrenzten Gewalt aktiv beteiligt. Obwohl israelische 
Regierungsvertreter*innen sehr offen ihre Absichten 
für den Gazastreifen angekündigt hatten – der 
israelische Verteidigungsminister Yoav Galant sprach 
am 9. Oktober 2023 etwa von “menschlichen 
Tieren”, gegen die Israel kämpfe, und davon, dass 
“kein Strom, kein Essen und kein Treibstoff” mehr in 
den Gazastreifen gelassen werde5, Armeesprecher 
Hagari sagte: “Der Fokus liegt auf Zerstörung, 
nicht auf Genauigkeit”6 – rechtfertigten und 

3	 Max-Planck-Gesellschaft (2025): https://bit.ly/
Max-Planck-Institut 

4	 Dazu zählen: Amnesty International, Human 
Rights Watch, Palestinian Human Rights 
Organizations Council (PHROC), B’Tselem, 
Vereinigungen von Genozidforscher*innen 
(International Association of Genocide 
Scholars, Lemkin Institute for Genocide 
Prevention), prominente Völkermord- und 
Holocaustforscher (u. a. Omer Bartov, Amos 
Goldberg, Raz Segal, William Schabas). 
Auch eine vom UN-Menschenrechtsrat 
eingesetzte unabhängige internationale 
Untersuchungskommission sieht die Merkmale 
eines Genozids als erfüllt an. Dazu zählen: 
die Tötung von Mitgliedern der Gruppe, die 
Verursachung von schwerem körperlichem 
oder seelischem Schaden, die vorsätzliche 
Auferlegung von Lebensbedingungen, die 
geeignet sind, die physische Zerstörung der 
Gruppe ganz oder teilweise herbeizuführen, 
sowie Maßnahmen zur Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe.

5	 Times of Israel (2023): https://bit.ly/Times-of-
Israel 

6	 The Guardian (2023): https://bit.ly/_the_
guardian_ 

unterstützten die deutschen Regierungen Israels 
Vorgehen im Gazastreifen und im Westjordanland. 
Deutschland lieferte in den letzten zweieinhalb 
Jahren Rüstungsgüter, baute die militärische und 
sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit Israel 
aus, positionierte sich im Genozidverfahren vor 
dem Internationalen Gerichtshof an der Seite 
der rechtsextremen israelischen Regierung und 
verhinderte Sanktionen gegen Israel auf Ebene der 
EU. Diese starke politische Parteinahme zugunsten 
Israels, die auch als deutsche Staatsräson bezeichnet 
wird, ist gesellschaftlich hoch umstritten und wurde 
gegen Kritiker*innen teils mit autoritären Mitteln 
durchgesetzt.  
 
Die Lage in Palästina und Israel sowie der politische, 
gesellschaftliche und mediale Umgang damit in 
Deutschland haben auch hierzulande in Teilen 
der Gesellschaft zu Brüchen, Entfremdung und 
Vertrauensverlust geführt. Besonders betroffen 
sind Menschen, die biografisch, familiär oder 
politisch eng mit Palästina und Israel verbunden 
sind, da sie die Gewalt vor Ort und ihren Widerhall 
in Deutschland besonders intensiv erleben. 
Nach dem 7. Oktober 2023 berichteten viele 
Juden und Jüdinnen von Empathieverweigerung 
im persönlichen Umfeld sowie von einem 
Solidaritätsentzug innerhalb progressiver politischer 
Kreise. Andere äußerten Entsetzen darüber, 
dass die politische Positionierung Deutschlands 
an der Seite der rechtsextremen israelischen 
Regierung von hochrangigen Politiker*innen mit 
der Verantwortung für die Shoah begründet wurde. 
Palästinenser*innen sind in Deutschland mit einer 
Verleugnung ihrer Realität und Delegitimierung 
ihrer politischen Belange konfrontiert. Auch sie 
erfahren Empathieverweigerung – jedoch vor allem 
seitens politischer Verantwortungsträger*innen, 
etablierter zivilgesellschaftlicher Institutionen und 
in der medialen Berichterstattung. Palästinensische 
Todesopfer werden häufig als Kollateralschaden 
legitimer israelischer Selbstverteidigung dargestellt. 
Von der deutschen Politik erfuhren sie nicht nur keine 
Anteilnahme, sondern stattdessen eine Verleugnung 
der Verbrechen an ihren Familien und Verwandten 

https://bit.ly/Max-Planck-Institut 
https://bit.ly/Max-Planck-Institut 
https://bit.ly/Times-of-Israel 
https://bit.ly/Times-of-Israel 
https://bit.ly/_the_guardian_ 
https://bit.ly/_the_guardian_ 
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im Gazastreifen sowie rhetorische, politische 
und militärische Unterstützung einer israelischen 
rechtsextemen Regierung, die offen die Annexion 
palästinensischer Gebiete und die Zerstörung ihrer 
kollektiven Existenz vorantreibt. 
 
Neben der fehlenden gesellschaftlichen und 
politischen Solidarisierung führten die Verbrechen 
im Gazastreifen und der Anschlag vom 7. Oktober 
zudem zu einem Anstieg von Antisemitismus und 
antipalästinensischem sowie antimuslimischem 
Rassismus hierzulande. Synagogen und Moscheen 
wurden mit Bezug zu Israel und Palästina 
angegriffen, Menschen, die Hebräisch sprechen 
oder eine Kufiya tragen, wurden körperlich und 
verbal attackiert, Symbole palästinensischer 
Identität wurden in Schulen pauschal verboten, 
jüdische Kinder und Jugendliche erlebten im 
Schulkontext Ausgrenzung und Gewalt und 
Politiker*innen stellten Palästinenser*innen 
und Muslim*innen unter Generalverdacht, 
Terror und Antisemitismus zu unterstützen. 

Aufgaben kritischer 
politischer Bildung zum 
Konflikt über den Konflikt
Wir haben es also mit einer internationalen politischen 
und gesellschaftlichen Krise zu tun, die weit über 
die Region Israel-Palästina hinausreicht, in der 
Deutschland eine aktive Rolle spielt und die hierzulande 
zu gesellschaftlicher Spaltung, zu Konflikten, zu 
Repressionen, Diskriminierungen und Entfremdung 
führt. Kritische politische Bildung hat dementsprechend 
die Aufgabe, Konflikte und Dissens in den 
spannungsreichen und hoch politisierten Debatten 
über den israelisch-palästinensischen Konflikt sichtbar 
zu machen und Räume zu eröffnen, in denen um 
Deutungen und Alternativen gestritten werden kann. 
Was bedeutet das konkret? Beispielsweise sollte sich 

die kritische politische Bildung mit unterschiedlichen, 
auch marginalisierten, Perspektiven auf die deutsche 
Positionierung im israelisch-palästinensischen Konflikt 
befassen. Sie sollte die politischen Interessen in 
den Blick nehmen, die den deutsch-israelischen 
Beziehungen in Vergangenheit und Gegenwart 
zugrunde liegen. Zudem sollte sie danach fragen, 
wie eine alternative Positionierung zur aktuellen 
Staatsräson aussehen könnte – eine Positionierung, 
die im Einklang mit Völkerrecht und Menschenrechten 
steht. Sie erkennt die Zentralität des pädagogischen 
Imperativs “Nie Wieder” an und vermittelt so die 
Kompetenzen, die für eine Kritik an Antisemitismus, an 
Rassismus sowie an den gegenwärtigen Bedingungen 
der Unterdrückung, Entrechtung und der genozidalen 
Gewalt notwendig sind. Denn: “Bildungsarbeit nach 
Auschwitz wird unpolitisch, wenn (…) der Eindruck 
vermittelt wird, die richtigen Lehren aus der Geschichte 
seinen bereits gezogen und müssten von der jüngeren 
Generation nur noch nachvollzogen werden”.7

Weiterhin ist es eine zentrale Aufgabe der kritischen 
politischen Bildung, Macht-, Herrschafts- und 
Ungleichheitsverhältnisse wahrzunehmen und zu 
analysieren. In der Frankfurter Erklärung heißt es dazu: 
“In gesellschaftlichen Debatten und Kontroversen 
spielen Machtgefälle und ungleiche Ressourcen eine 
wichtige, oft nicht ausreichend wahrgenommene 
Rolle. Aufgabe einer kritisch-emanzipatorischen 
politischen Bildungsarbeit ist es, ausgeschlossene 
und benachteiligte Positionen sichtbar zu 
machen.” Konkret heißt dies, die Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse sowohl im Konfliktgeschehen 
vor Ort, als auch im sogenannten Konflikt über den 
Konflikt in den Blick zu nehmen. Kritische politische 
Bildung sollte beispielsweise fragen, wessen Stimmen 
und Narrative in Deutschland gern gehört werden 
und welche das Selbstbild als wiedergutgewordene 
Erinnerungsweltmeister stören. Sie muss 
thematisieren, wie Ausschlüsse in unterschiedlichen 
Kontexten wie Medien, Politik, Kunst und Kultur 

7	 Messerschmidt, Astrid (2024): Kritische politische 
Bildung nach Auschwitz, in: Handbuch kritische 
politische Bildung, S. 32. 
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oder Schule produziert werden – etwa durch 
antipalästinensischen Rassismus oder Antisemitismus. 
Kritische politische Bildung sollte verhindern, dass 
Rassismus- und Antisemitismuskritik im Sprechen 
über Israel und Palästina gegeneinander ausgespielt 
werden und thematisieren, wem diese Dynamik dient. 
Kritische politische Bildung muss palästinensische 
politische Belange, Narrative und Stimmen hörbar 
machen, die im deutschen medialen und politischen 
Diskurs bisher nicht ausreichend Raum bekommen. 
Sie muss zudem eine Beschäftigung mit progressiven 
israelischen und palästinensischen Gruppen und 
Akteur*innen ermöglichen, die gegen die Realität der 
Segregation und Unterdrückung und für eine gerechte 
und emanzipatorische Zukunftsvision für alle kämpfen.

Darüber hinaus sollte kritische politische Bildung 
ermutigende Lernumgebungen schaffen, in denen 
nicht nur gemeinsam bestehende Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse analysiert werden, sondern 
auch Raum besteht, die damit verbundenen 
Emotionen zum Ausdruck zu bringen. Angesichts der 
extremen Dimensionen der Gewalt in Palästina und 
Israel, der Repressionen gegen palästinasolidarischen 
Protest, autoritärer Entwicklungen hierzulande sowie 
zunehmender rassistischer und antisemitischer 
Diskriminierung sind Gefühle wie Wut, Ohnmacht, 
Verzweiflung, Angst, Trauer und Scham auch in 
Räumen kritischer politischer Bildung zu Israel 
und Palästina präsent. Wenn diese Gefühle und 
Erfahrungen von Diskriminierung, Unterdrückung, 
Isolation oder Entfremdung beschwiegen und 
nicht proaktiv thematisiert werden, kann dies 
Bildungsprozesse blockieren. Vielmehr sollten 
die Erfahrungen und Gefühle der Lernenden als 
eine Quelle begriffen werden, die tiefgreifende, 
bewegende und bedeutsame Momente politischer 
Bildung überhaupt erst ermöglichen. Konkret 
kann beispielsweise darüber gesprochen 
werden, wie es Menschen mit biografischen 
Bezügen in die Region seit dem 7. Oktober 2023 
in Deutschland ergeht, welche Erfahrungen 
sie machen und welche Umgangsstrategien 
sie gefunden haben, um sich zu stärken.

Schließlich muss kritische politische Bildung ihre 
Zielgruppen dabei unterstützen, Wege zu finden, 
die bestehenden Verhältnisse zu verändern. Sie 
sollte Werkzeuge bereitstellen, die dabei helfen, 
„Kritik, Widerspruch und Protest gegenüber den 
bestehenden sozialen Herrschaftsverhältnissen“8 
zum Ausdruck zu bringen. Beispielsweise sollte 
kritische politische Bildung im Rahmen der 
Auseinandersetzung mit der Medienberichterstattung 
zu Palästina und Israel nicht nur Tools zur 
Analyse von Artikeln bereitstellen, sondern auch 
Wege aufzeigen, wie auf problematische oder 
einseitige Berichterstattung konkret reagiert 
werden kann – etwa durch das Verfassen von 
Leserbriefen, Beschwerden beim Presserat oder das 
Kommentieren von Artikeln in sozialen Medien.9

In den folgenden 4 Kapiteln erläutern wir, warum 
die Themen “Staatsräson und Nie Wieder”, 
“Medienberichterstattung”, “Antipalästinensischer 
Rassismus” und “Antisemitismus und autoritärer Anti-
Antisemitismus” insbesondere nach dem 7. Oktober 
2023 eine hohe Relevanz für die kritische politische 
Bildung zu Israel und Palästina haben und welche Ziele 
mit ihrer Thematisierung verfolgt werden können. 
Außerdem stellen wir zu jedem Thema eine erprobte 
Methode für die Bildungsarbeit mit erwachsenen 
Zielgruppen vor und bieten Hintergrundinformationen 
für politische Bildner*innen an. 

8	 Frankfurter Erklärung – für eine kritisch-
emanzipatorische Politische Bildung (2015)

9	 Siehe hierzu: Stefan Mey (2025): Du ärgerst 
dich über die Nahostberichterstattung? 10 
Ideen, dagegen vorzugehen: https://bit.
ly/4lMFUrt 

https://bit.ly/4lMFUrt 
https://bit.ly/4lMFUrt 
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Die deutsche Staatsräson 
als Thema der kritischen 
politischen Bildung zum 
Israel-Palästina-Komplex 
In den vergangenen 20 Jahren hat sich der Begriff 
der deutschen Staatsräson in Debatten über das 
deutsche Verhältnis zu Israel zu einem geflügelten 
Wort entwickelt. Besonders in Erinnerung geblieben 
ist vielen die Rede der damaligen Bundeskanzlerin 
Angela Merkel vor dem israelischen Parlament, der 
Knesset, im Jahr 2008. Damals sagte sie: “Jede 
Bundesregierung und jeder Bundeskanzler vor mir 
waren der besonderen historischen Verantwortung 
Deutschlands für die Sicherheit Israels verpflichtet. 
Diese historische Verantwortung Deutschlands ist Teil 
der Staatsräson meines Landes.“ Auch nach dem 7. 
Oktober 2023 bekräftigten Politiker*innen in höchsten 
Ämtern, wie Olaf Scholz, Robert Habeck oder 
Friedrich Merz, dass die Sicherheit Israels deutsche 
Staatsräson sei, und sicherten der israelischen 
Regierung Unterstützung zu. Mit dem Terminus 
deutsche Staatsräson bringen Politiker*innen also 
Grundsätze der deutschen Israelpolitik auf einen 
Begriff. Er wird parteiübergreifend auf höchster 
politischer Ebene verwendet und hat Eingang in 
mehrere Koalitionsverträge gefunden. Trotz dieser 
Prominenz bleibt jedoch oft unklar, was Staatsräson 
konkret bedeutet, wie sie in politisches Handeln 
übersetzt wird und welche Funktionen sie erfüllt. 
In unseren Bildungsangeboten begegnet uns 
beispielsweise häufig das Missverständnis, es 
handle sich bei der deutschen Staatsräson um ein 
Gesetz und nicht um eine politische Leitlinie, die 
gesellschaftlich und politisch verhandelbar ist. Eine 
Auseinandersetzung mit ihr sollte daher Teil kritischer 
politischer Bildung zu Israel und Palästina sein.

Die deutsche Positionierung an der Seite Israels wird 
dabei häufig als moralische Konsequenz aus den 
nationalsozialistischen Verbrechen Deutschlands 
gerahmt. Rhetorisch entsteht nicht selten der 

Eindruck, es handle sich bei der Staatsräson um 
eine abschließende staatliche Antwort auf die Frage, 
welche Lehren aus der deutschen Gewaltgeschichte 
für die Gegenwart zu ziehen sind. Die Frage 
nach der Interpretation des “Nie wieder“ – auch 
in Bezug auf Israel und Palästina – darf jedoch 
nicht abschließend staatlich beantwortet und 
durchgesetzt werden, sondern muss Gegenstand 
gesellschaftlicher Aushandlung bleiben. Kritische 
politische Bildung hat daher die Aufgabe, zu 
diskutieren, was “Nie wieder“ für die Gegenwart und 
den Umgang mit Israel und Palästina bedeuten kann.

Ein weiterer zentraler Grund, warum die Staatsräson 
Thema kritischer politischer Bildung sein sollte, liegt 
darin, dass Deutschland kein neutraler Beobachter 
des Geschehens in Israel und Palästina ist. Seit 
den 1950er Jahren hat die deutsche Politik Einfluss 
auf die Entwicklungen vor Ort genommen – etwa 
durch politische, militärische und wirtschaftliche 
Unterstützung Israels. Diese Unterstützung scheint 
weitgehend unabhängig davon zu sein, welche 
Regierung in Israel im Amt ist und ob diese gegen 
Völkerrecht verstößt oder Menschenrechte verletzt. 
Die Auseinandersetzung mit der Staatsräson 
eröffnet daher die Möglichkeit, die deutsche Rolle 
im Kontext des Israel-Palästina-Konflikts kritisch zu 
reflektieren und die historischen sowie politischen 
Bedingungen zu verstehen, die die deutsch-
israelischen Beziehungen bis heute prägen.

Hintergrundwissen: Die 
deutsche Staatsräson
Ursprünglich stammt der Begriff Staatsräson 
aus der Zeit des Absolutismus und ist auf die 
Herrschaftstheorien der Philosophen Niccolò 
Machiavelli und Giovanni Botero in der italienischen 
Renaissance zurückzuführen. Gemeint war damals, 
dass das Eigeninteresse und der Fortbestand 
des Staates oberste Priorität haben und unter 
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Umständen über Recht und Ethik gestellt 
werden können. Die Idee der Staatsräson ist 
also ein vordemokratisches Konzept und steht 
im Widerspruch zum Rechtsstaatlichkeitsprinzip. 
Beschäftigt man sich mit dem politisch-
rhetorischen Gebrauch der deutschen 
Staatsräson, so erkennt man auf den ersten 
Blick wenig von der ursprünglichen Bedeutung 
des Begriffs als interessengeleitete Realpolitik. 
Stattdessen entsteht der Eindruck, dass es sich 
um eine moralische und historisch-informierte 
Selbstverpflichtung handelt: eine politische 
Parteinahme zugunsten Israels, die sich aus einem 
Verantwortungsbewusstsein für den Genozid an 
den europäischen Juden und Jüdinnen ableitet. 

Bei näherer Beschäftigung mit den deutsch-
israelischen Beziehungen wird jedoch deutlich, 
dass die deutsche Staatsräson viel mehr mit 
ihrer ursprünglichen Bedeutung zu tun hat, als 
es in den moralisch anmutenden Aussagen 
deutscher Politiker*innen zuweilen scheint. 
Der Politikwissenschaftler Daniel Marwecki 
hat in seinem Buch Absolution? Israel und die 
deutsche Staatsräson (2024) herausgearbeitet, 
dass “Deutschland (…) seine Israelpolitik stets 
nach nationalem Eigeninteresse ausgerichtet“10 
hat. Marwecki zeigt, dass die deutsche 
Israelpolitik in verschiedenen Phasen von 
unterschiedlichen Interessen geprägt war. 
Insbesondere in der Nachkriegszeit war es für 
die Regierung Adenauer von großem Interesse, 
Deutschland als geläuterten und moralisch-
integeren Nachfolgestaat des NS-Regimes zu 
inszenieren. Durch enge Beziehungen zum jungen 
israelischen Staat wollte man eine Distanz zur 
nationalsozialistischen Vergangenheit signalisieren. 
Außerdem sollte die gute Beziehung zu Israel zu 
einer schnellen Rehabilitation der Bundesrepublik 
innerhalb der westlichen Staatengemeinschaft 
beitragen und insbesondere während des Kalten 
Krieges ihre Westorientierung betonen. Nach 

10	 Marwecki, Daniel (2024): Absolution? Israel und 
die deutsche Staatsräson, S. 155.

der Wiedervereinigung bekam die deutsche 
Positionierung an der Seite Israels eine weitere 
Bedeutungsebene: Sie wirkte identitätsstiftend 
und wurde Teil eines staatlich geförderten 
erinnerungskulturellen Selbstverständnisses. 

Genau diese Phase nach der Wiedervereinigung 
bezeichnet Marwecki als Staatsräson und 
spricht von einer strategischen Wendung: die 
deutsche Israelpolitik äußert sich zunehmend in 
Form einer “proisraelischen Identitätspolitik”11. 
Außen- und innenpolitisch manifestierte sich 
dies in einer moralisch aufgeladenen Haltung 
und Rhetorik gegenüber Israel, während die 
militärischen und wirtschaftlichen Beziehungen 
relativ konstant gut blieben. Entscheidend ist 
jedoch ein erinnerungspolitischer Wandel, der die 
deutsche Verantwortung für den Holocaust zur 
staatlich-offiziellen Haltung macht und symbolisch 
eng mit Israel verknüpft. Die Erinnerung und die 
Aufarbeitung der Shoah sind damit nicht länger 
ausschließlich in der zivilgesellschaftlichen Sphäre 
verortet, wo sie erkämpft wurden, sondern 
zunehmend staatlich gefördert, etwa durch 
Bildungsprogramme und Gedenkinitiativen.

Es erscheint plausibel, die deutsche Staatsräson, 
wie sie Merkel 2008 in der Knesset darlegte, 
vorrangig als Leitlinie der Außenpolitik zu verstehen. 
Letztendlich wird sie als eine Verpflichtung für die 
Sicherheit und Existenz Israels kommuniziert. Der 
Politikwissenschaftler Markus Kaim konkretisiert 
in einem Aufsatz aus dem Jahr 201512, 
welche bereits bestehenden außenpolitischen 
Grundsatzentscheidungen Merkel mit ihrer Rede 
bekräftigte: Erstens setzt sich Deutschland 
für die regionale militärische Überlegenheit 
Israels ein, etwa durch bilaterale Rüstungs- und 
Geheimdienstkooperation. Zweitens unterstützt 
Deutschland aktiv ein regionales Umfeld, das Israels 

11	 ebd., S. 145.
12	 Kaim, Markus (2015): Israels Sicherheit als 

deutsche Staatsräson: Was bedeutet das 
konkret?
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Sicherheit begünstigt, insbesondere in Bezug 
darauf, dass der Iran keine Nuklearwaffen entwickelt 
und dass gute Beziehungen zwischen Israel und den 
arabischen Staaten herrschen. Daher unterstützt 
Deutschland die Ausweitung der Abraham Accords 
- die von der ersten Trump-Administration 
unterstützten Normalisierungsabkommen zwischen 
Israel und arabischen Staaten - auch wenn diese die 
Besatzung und Entrechtung der Palästinenser*innen 
ausklammern. Gute Beziehungen in der Region 
sind im wirtschaftlichen Interesse Deutschlands, da 
diese den deutschen Handlungsspielraum in der 
Region erhöhen. Drittens setzt sich Deutschland 
in internationalen Organisationen zugunsten 
Israels ein, v. a. in der UN und auf der Ebene der 
internationalen Gerichtsbarkeit. So intervenierte 
Deutschland als einziger Staat an der Seite Israels 
in dem laufenden Genozidverfahren Südafrika 
vs. Israel vor dem Internationalen Gerichtshof.

Merkels Staatsräson-Diktum markierte keine 
Neuausrichtung der deutschen Israelpolitik. 
Vielmehr hat die Kanzlerin Grundsätze der 
deutschen Israelpolitik bekräftigt und auf einen 
Begriff gebracht. Doch gerade diese Proklamation 
bereits etablierter außenpolitischer Positionen 
in der Form des Staatsräson-Diktums zu 
diesem Zeitpunkt erscheint erklärungsbedürftig. 
Kaim verweist in diesem Zusammenhang auf 
innenpolitische Gründe und auf die Tatsache, dass 
“die proisraelische Orientierung der deutschen 
Politik”13 zunehmend unter innergesellschaftlichen 
Druck gerät. Besonders deutlich wird dies in 
Zeiten militärischer Eskalation im israelisch-
palästinensischen Konflikt und beim Einsatz 
großer Gewalt durch die israelische Armee.

Diese Entwicklung hat sich seit dem 7. Oktober 
2023 weiter verschärft. Angesichts der 
dokumentierten schwersten Verbrechen des 
israelischen Staates in Gaza zeichnet sich eine 
deutliche Diskrepanz zwischen der offiziellen 

13	 ebd., S.13.

politischen Position und jener in breiten Teilen der 
Bevölkerung ab.14 Es kam zu Großdemonstrationen 
sowie zur Herausbildung einer großen 
und heterogenen palästinasolidarischen 
Bewegung. Insbesondere nach dem Bruch des 
Waffenruheabkommens durch Israel im März 2025 
und der darauffolgenden Politik der systematischen 
Aushungerung der palästinensischen Bevölkerung 
im besetzten Gazastreifen sind selbst aus 
dem Bundestag und der Bundesregierung 
vermehrt Stimmen laut geworden, die auf die 
humanitäre Lage in Gaza aufmerksam machen.

Vor diesem Hintergrund gilt die deutsche 
Staatsräson innenpolitisch als Legitimationskonstrukt 
der deutschen Israelpolitik - jene Politik, die 
aufgrund der systematischen Unterdrückung der 
Palästinenser*innen unter der Besatzungsrealität 
moralisch und rechtlich zunehmend schwer 
zu legitimieren ist. Die deutsche Staatsräson 
dient also innenpolitisch dazu, die bestehende 
Israelpolitik diskursiv zu festigen und gegenüber 
gesellschaftlicher Kritik zu immunisieren - und 
diese zu disziplinieren. So lässt sich die These 
formulieren: Je deutlicher und international lauter 
die systematischen Menschenrechtsverletzungen 
Israels gegenüber den Palästinenser*innen 
werden, desto erklärungsbedürftiger erscheint 
die deutsche proisraelische Orientierung – und 
desto spürbarer und repressiver äußert sich 
die deutsche Staatsräson innenpolitisch.

Wir unterscheiden dabei zwischen zwei miteinander 
verschränkten Typen der innenpolitischen 
Ausdrucksformen der Staatsräson. Zum einen 
zeigen sich konkrete und unmittelbare staatliche 
Maßnahmen, die sich direkt auf Handlungsspielräume 
auswirken. Dazu zählen etwa bürokratische 
Einschränkungen wie die Verweigerung von Räumen, 
die Streichung von Fördergeldern oder Einreiseverbote 

14	 Binzel, Christine; Richter, Thomas (2025): Gaza, 
Israel und Deutschlands Außenpolitik: Ein 
Meinungsbild, in: German Institute For Global 
And Area Studies (GIGA).
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für palästinasolidarische Gruppierungen oder 
Einzelpersonen, unverhältnismäßige polizeiliche 
Maßnahmen gegen palästinasolidarische Proteste 
sowie Verbote von Demonstrationen, Slogans, 
Symbolen oder Sprachen. In einzelnen Fällen 
kam es zudem zu Abschiebeentscheidungen 
gegen palästinasolidarische Aktivist*innen.

Zum anderen entfalten sich mittelbare, diskursive 
und institutionelle Dynamiken, die weniger 
direkt greifen, aber nachhaltige “Chilling Effects” 
erzeugen - also Einschüchterung und Selbstzensur 
im öffentlichen Raum. Sie tragen zur Verengung 
von Debatten bei und erschweren die Kritik an 
israelischem Regierungshandeln und an der deutschen 
Palästina- und Israelpolitik. Dazu gehören öffentliche 
Diffamierungen und pauschale Antisemitismusvorwürfe 
gegenüber Wissenschaftler*innen, Kulturschaffenden 
oder zivilgesellschaftlichen Akteur*innen sowie 
politische und mediale Kampagnen, die bestimmte 
kritische Positionen delegitimieren. Prägend 
in diesem Zusammenhang sind sogenannte 
Bundestagsresolutionen, etwa die BDS-Resolution 
des Bundestages von 2019, die die internationale 
BDS-Bewegung (Boykott, Divestment, Sanctions) 
pauschal als antisemitisch verurteilt und ihre 
Methoden mit der NS-Zeit vergleicht.

Hinzu wirkt die Staatsräson innenpolitisch zunehmend 
als autoritäre Integrationsforderung: Sie legt 
implizit fest, wer dazugehört, welche Perspektiven, 
Erinnerungen und Erfahrungen im öffentlichen Diskurs 
anerkannt werden und welche ausgeschlossen bleiben. 
Diese Tendenz zeigt sich in aktuellen politischen 
Vorstößen, etwa in den Antisemitismusresolutionen von 
November 2024 und Januar 2025, die Konsequenzen 
im Asyl-, Staatsbürgerschafts- und Aufenthaltsrecht 
fordern, oder wenn etwa in Einbürgerungsverfahren 
Erwartungen oder Abfragen zur Haltung gegenüber 
Israel formuliert werden. Damit wird die Interpretation 
einer bestimmten außenpolitischen Realität zu einer 
Bedingung der Zugehörigkeit zu einem vermeintlich 
homogenen wiedergutgewordenen “Wir”.

Ein Minimaldefinition der 
deutschen Staatsräson

Als Antwort auf die Vagheit der deutschen 
Staatsräson formulieren wir eine 
Minimaldefinition - sie ist minimal, weil sie 
viele Funktionen der deutschen Staatsräson 
nicht ausreichend berücksichtigt:

Die Staatsräson beschreibt eine besondere Form 
politischer Parteinahme zugunsten Israels, die sich in 
vielfältigen innen- und außenpolitischen Maßnahmen 
ausdrückt und die unter Umständen über das Recht 
und die universellen Menschenrechte gestellt wird. 
Diese Parteinahme wird sowohl auf staatlicher als 
auch auf zivilgesellschaftlicher Ebene diskursiv 
historisch-moralisch begründet – mit Verweis auf die 
deutsche Verantwortung für die Shoah. Die deutsche 
Staatsräson ist zudem ein Deutungsrahmen, der den 
Israel-Palästina-Komplex ausschließlich durch die 
Brille der deutschen “Vergangenheitsbewältigung” 
interpretiert - und der staatlich gefördert und 
politisch-repressiv durchgesetzt wird.



16 Staatsräson und “Nie Wieder”

Ziele

Welche Ziele sollten in der Auseinandersetzung 
mit dem Thema “Staatsräson und Nie Wieder” 
in der kritischen politischen Bildung zum 
Palästina-Israel-Komplex verfolgt werden?

1.	 Die kritische politische Bildung (kpB) zu Israel 
und Palästina hat die Aufgabe, die deutsche 
Staatsräson zu dekonstruieren. Dekonstruktion 
bedeutet hier keine reaktionäre Ablehnung, 
sondern eine fundierte Auseinandersetzung 
mit dem Ziel kritischer Infragestellung. 
Die kpB befasst sich daher mit dem 
Begriff “deutsche Staatsräson“, seiner 
Entstehungsgeschichte sowie seinem politischen 
Gebrauch und vermittelt unterschiedliche 
Ausdrucksformen der deutschen Staatsräson.

2.	 Die kpB fragt kritisch nach den Funktionen 
und Interessen, die den deutsch-
israelischen Beziehungen und der deutschen 
Staatsräson zugrunde liegen. Dies kann unter 
anderem dazu beitragen, antisemitischen 
Narrativen entgegenzuwirken, die 
behaupten, Israel steuere oder kontrolliere 
die deutsche Politik grundlegend.

3.	 Die kpB setzt sich mit den Auswirkungen der 
deutschen Unterstützung und Rückendeckung 
für Israel auf Palästinenser*innen und ihre 
Entrechtung auseinander. Darüber hinaus regt 
sie dazu an, über die deutsche Verantwortung 
für den Gesamtverlauf des Konflikts sowie für die 
Situation der Palästinenser*innen nachzudenken.

4.	 Die kpB schafft ein Bewusstsein dafür, 
dass die deutsche Staatsräson eine 
politische und keine rechtliche Kategorie 
ist und dementsprechend gesellschaftlich 
verhandelt und verändert werden kann.

5.	 Eine Auseinandersetzung mit der 
deutschen Staatsräson muss auch eine 
Auseinandersetzung mit dem „Nie wieder“ 
einschließen – aus zwei Gründen:

a.	 Erstens wird die deutsche Staatsräson 
moralisch begründet und beansprucht, 
eine Antwort auf die Frage nach den 
Lehren aus der Shoah zu geben. Die kpB 
versteht die Erinnerung und Aufarbeitung 
der deutschen Gewaltgeschichte als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Die 
daraus gezogenen Lehren sind stets 
demokratisch und inklusiv auszuhandeln 
und auf gegenwärtige Krisen zu beziehen. 
Entsprechend lehnt die kpB eine politische 
Festschreibung oder Instrumentalisierung 
dieser Lehren ab und schafft Räume 
für eine plurale Aushandlung.

b.	 Zweitens darf die Kritik und Dekonstruktion 
der deutschen Staatsräson nicht 
dazu führen, dass die Erinnerung und 
Aufarbeitung der nationalsozialistischen 
Gewaltverbrechen abgewehrt oder als 
abgeschlossen betrachtet werden. Die kpB 
lädt dazu ein, sich mit unterschiedlichen 
Interpretationen des „Nie wieder“ 
im Kontext von Palästina und Israel 
auseinanderzusetzen. Dazu wird im 
Folgenden ein Methodenvorschlag gemacht.
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METHODE

“Nie Wieder” 
ist jetzt!
Worum geht’s? Diese Methode lädt dazu ein, 

sich mit der Bedeutung und der 
Verwendung des Leitsatzes “Nie 
Wieder” in Debatten um Israel und 
Palästina näher zu befassen. 
“Nie Wieder” ist eine Formel, die dazu auffordert, Lehren aus 
den Verbrechen des Nationalsozialismus zu ziehen. Sie wurde 
in der Vergangenheit immer wieder mit aktuellen politischen 
Geschehnissen in Verbindung gebracht. Auch nach dem 7. 
Oktober 2023 fand sie vielfach Verwendung und wurde auf die 
Gegenwart bezogen. Aber was bedeutet “Nie Wieder” in der 
aktuellen Situation? Darüber gibt es keine Einigkeit. Unmittelbar 
nach dem 7. Oktober meinten viele Menschen mit der Forderung 
“Nie wieder ist Jetzt” den Einsatz für die Sicherheit von Juden 
und Jüdinnen und gegen den zunehmenden Antisemitismus 
sowie die Unterstützung von Israels Krieg in Gaza. Für andere 
war klar: Eine partikulare Lesart greift zu kurz. “Nie Wieder” muss 
heißen, sich für die universellen Menschenrechte, das humanitäre 
Völkerrecht und gegen Genozid einzusetzen, unabhängig davon, 
von wem Verbrechen begangen werden und wen sie treffen. 
Auch Mitglieder der deutschen Bundesregierung haben nach 
dem 7. Oktober 2023 Bezug auf die nationalsozialistische 
Gewaltgeschichte genommen, um die deutsche Unterstützung 
der rechtsextremen israelischen Regierung zu begründen. 
Wenn sich wiederum palästina solidarische Stimmen auf die 
Vergangenheit beriefen, um ihre Position zu untermauern, 
wurden diese nicht selten als antisemitisch markiert. 



Welche Ziele werden verfolgt?

Vorbereitung 

Was wird benötigt? 	→ Ausgedruckte Fallbeispiele (Download über den QR Code) 
	→ Leitfragen auf Flipchart oder Präsentation
	→ Papier und Stifte für Notizen 
	→ Beamer und Leinwand oder großer Bildschirm / Smartboard
	→ Laptop oder PC

Diese Methode zielt darauf ab, sich bewusst zu machen, dass 
Diskurse um Israel und Palästina in Deutschland vor dem 
historischen Hintergrund des Nationalsozialismus und der 
Shoah stattfinden und dass die Lehren aus dieser gewaltvollen 
Vergangenheit auf unterschiedliche Weise auf die Gegenwart 
sowie auf den deutschen Umgang mit dem Themenkomplex 
Palästina und Israel bezogen werden. Sie ermöglicht, 
verschiedene Positionen kennenzulernen, sich mit ihren 
Begründungen zu befassen und sich im Diskurs zu orientieren. 
Zudem soll die Methode ein Verständnis dafür schaffen, dass 
die Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus und seiner 
Bedeutung für die Gegenwart etwas Unabgeschlossenes ist 
und immer wieder aufs Neue gesellschaftlich geleistet werden 
muss. Die Methode ermöglicht eine kritische Auseinandersetzung 
mit dem Konzept der Staatsräson und schafft Verständnis 
dafür, dass die deutsche Staatsräson nur eine von vielen 
Möglichkeiten ist, Lehren aus der deutschen Gewaltgeschichte 
für die Gegenwart zu ziehen und dass sie gesellschaftlich hoch 
umstritten ist. Die Methode stärkt die politische Urteilskraft 
jedes einzelnen und trägt zur Öffnung und zur Differenzierung 
der zuweilen sehr pauschalisierenden Debatte bei. 

Im Vorfeld dieser Methode sollte ein grundlegendes Verständnis 
davon geschaffen werden, was mit “Deutscher Staatsräson” 
gemeint ist. Den Teilnehmer*innen sollte bewusst sein, dass 
die “Deutsche Staatsräson” in der politischen Rhetorik häufig 
als die staatliche Antwort auf die Frage nach der Bedeutung 
des “Nie Wieder” in Bezug auf Israel & Palästina erscheint, die 
jedoch gesellschaftlich umstritten ist. Es kann hilfreich sein, sich 
vor Anwendung dieser Methode zunächst mit der Geschichte 
der deutsch-israelischen Beziehungen zu befassen, mit der 
Etablierung des Konzeptes der Staatsräson, mit innen- und 
außenpolitischen Ausdrucksformen der Staatsräson oder 
mit ihren politischen und gesellschaftlichen Funktionen. 
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Ablauf Schritt 1 	 Fallanalyse in Kleingruppen 	 20 Minuten

Die Gruppe wird in Kleingruppen von 3–5 Personen eingeteilt. 
Jede Gruppe bekommt eines der Fallbeispiele und hat 20 
Minuten Zeit, sich damit auseinanderzusetzen und anhand der 
Leitfragen das Beispiel zu diskutieren. Die Leitfragen werden 
gut leserlich auf einem Flipchart notiert. Es ist hilfreich, wenn 
die Gruppe zu Beginn der Diskussion ein Gruppenmitglied 
bestimmt, das die Ergebnisse stichpunktartig festhält. 

Leitfragen

1.	 Welche Botschaft soll hier gesendet werden? Was genau 
ist mit dem “Nie Wieder” in diesem Fallbeispiel gemeint?

2.	 Wer fordert “Nie Wieder”? Macht es einen Unterschied, aus 
welcher Perspektive die Formel “Nie Wieder” bemüht wird?

3.	 In welchem Verhältnis steht das Fallbeispiel 
zur “Deutschen Staatsräson”?

4.	 Wer könnte sich warum daran stören?
5.	 Wie steht ihr dazu? 

Schritt 2 	 Vorstellung und Diskussion im Plenum	 60 Minuten

Anschließend kommt die gesamte Gruppe im Plenum zusammen. 
Die Kleingruppen können nacheinander in jeweils 5 Minuten 
ihre Fallbeispiele und die Ergebnisse vorstellen. Dabei kann 
es hilfreich sein, das Beispiel für alle gut sichtbar an eine 
Wand zu projizieren oder auf einem Bildschirm zu zeigen. 
Anschließend kann im Plenum ein offenes Gespräch entstehen. 

Mögliche Fragen sind
	→ Was ist euch aufgefallen? 
	→ Wann findet ihr es legitim, die deutsche Gewaltgeschichte 
ins Verhältnis zur Gegenwart zu setzen und wann nicht? 

	→ Was versteht ihr unter “Nie Wieder”? 

Worauf achten? Die anleitende Person sollte darauf vorbereitet sein, dass es zu 
kontroversen und emotionalen Debatten kommt. Es kann hilfreich 
sein, zunächst gemeinsam Gesprächsregeln festzulegen, die 
ein offenes, multiperspektivisches und ambiguitätstolerantes 
Gesprächsklima ermöglichen. Sie sollte in ihrer Moderation 
dort Grenzen setzen, wo Gewalt verherrlicht oder verleugnet 
wird. Außerdem sollte sie darauf achten, dass “Schulssstrich-
Positionen” widersprochen wird - also Positionen, die fordern, 
dass die Beschäftigung mit der nationalsozialistischen 
Vergangenheit abgeschlossen werden sollte. 
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Medienberichterstattung 
als Thema der kritischen 
politischen Bildung zum 
Israel-Palästina-Komplex
Die Kriegsverbrechen der Hamas am 7. Oktober 
2023 und der darauffolgende Zerstörungsfeldzug 
Israels im Gazastreifen haben nicht nur die 
Realität in Israel und Palästina unwiederbringlich 
verändert, sondern auch in Deutschland 
eine kritische Auseinandersetzung mit der 
medialen Berichterstattung zu diesem Thema 
angestoßen. Für Teile der Gesellschaft hat diese 
Berichterstattung das Vertrauen in traditionelle 
Medien, in öffentliche Debatten und teilweise 
auch in demokratische Institutionen beeinflusst.

Die gegenwärtige Berichterstattung über Gaza wirft 
auf verschiedenen Ebenen grundlegende Fragen auf, 
die für die kritische politische Bildung von zentraler 
Bedeutung sind: Welche Rolle spielt Journalismus in 
einer Demokratie? Welche besondere Verantwortung 
trägt er in Zeiten von Krieg und Gewalt? Was muss 
Journalismus leisten, wenn Kriegshandlungen 
stattfinden, die von vielen Expert*innen als genozidal 
beschrieben werden? Was bedeuten “Neutralität” 
oder “Objektivität” angesichts dokumentierter 
Kriegsverbrechen? Welche Interessen und 
Machtverhältnisse beeinflussen journalistische 
Entscheidungen? Welche Perspektiven werden 
sichtbar gemacht – und welche bleiben unsichtbar?

Angesichts der bestehenden Herrschaftsverhältnisse 
vor Ort sowie der deutschen Involviertheit in das 
Geschehen steht der deutsche Journalismus in 
besonderer Verantwortung. Gerade weil Deutschland 
zu den wichtigsten Verbündeten Israels zählt, 
sollte sich die Berichterstattung nicht nur mit den 
Geschehnissen in Israel und Palästina befassen, 
sondern ebenso herrschaftskritisch die Rolle der 
deutschen Außenpolitik und ihre Auswirkungen 
reflektieren. Es geht also nicht allein um die 

Frage, was Israel und Palästina mit “unserem” 
gesellschaftlichen Miteinander machen, sondern 
ebenso darum, welchen Einfluss Deutschland auf 
das Geschehen in Israel und Palästina ausübt.

Zudem herrscht innerhalb journalistischer 
Institutionen eine große Verunsicherung, häufig 
insbesondere unter jungen und angehenden 
Journalist*innen.15 Die Berichterstattung zu 
Israel und Palästina findet vielfach in einem 
von Journalist*innen als “Klima der Angst”16 
beschriebenen Umfeld statt, das sich durch 
enormen Druck und Selbstzensur auszeichnet. 
Auch diese Bedingungen schränken journalistische 
Handlungsspielräume ein und beeinflussen, 
welche Perspektiven öffentlich sichtbar werden.

Auf gesellschaftlicher Ebene haben die 
Entwicklungen erhebliche Folgen für das 
demokratische Miteinander. Welche Auswirkungen 
hat die Berichterstattung auf die deutsche 
Gesellschaft – und insbesondere auf gesellschaftlich 
marginalisierte Gruppen? Der Gaza-Krieg und 
die von vielen Teilen der Gesellschaft als einseitig 
wahrgenommene Berichterstattung17 beeinflussen 
das Medienverhalten. Dadurch besteht die Gefahr, 
dass sich immer mehr Menschen aus dem 
öffentlichen Diskurs zurückziehen. Demokratien 
sind jedoch auf einen gemeinsamen Diskursraum 
angewiesen, in dem kontrovers gestritten und 
gesellschaftliche Positionen ausgehandelt 
werden können. Wird dieser Raum brüchig, gerät 
auch demokratische Teilhabe unter Druck.

Auf individueller Ebene zeigt sich, dass Menschen 
bei schwindendem Vertrauen in klassische Medien 
verstärkt auf alternative Informationsquellen 
wie soziale Medien zurückgreifen. Gerade diese 
Kanäle eröffnen Zugänge und können Wissen 
demokratisieren. Gleichzeitig bergen sie jedoch 

15	 Reporter ohne Grenzen 2024: https://bit.
ly/_Reporter_ohne_Grenzen_ 

16	 Taz 2024: https://bit.ly/_taz_ 
17	 Tagesschau 2024: https://bit.ly/_tagesschau_ 

https://bit.ly/_Reporter_ohne_Grenzen_ 
https://bit.ly/_Reporter_ohne_Grenzen_ 
https://bit.ly/_taz_ 
https://bit.ly/_tagesschau_ 
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erhebliche Herausforderungen, unter anderem, 
weil populistische Dynamiken sich gut mit 
Medienlogiken vertragen, die vereinfachende und 
polarisierende Inhalte begünstigen. Soziale Medien 
funktionieren häufig als Echo-Kammern oder 
Diskursblasen, in denen kaum noch Bezugnahme 
auf andere Perspektiven möglich ist. Die Reflexion 
und der Umgang mit diesen Dynamiken erfordert 
Medienkompetenzen, die in der Gesellschaft 
bislang nur unzureichend entwickelt sind.

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, warum 
kritische Medienbildung für die kritische politische 
Bildung von zentraler Bedeutung ist. Unsere 
Wirklichkeit ist wesentlich medial vermittelt. Medien 
bilden gesellschaftliche Diskussionen nicht nur ab, 
sondern produzieren und strukturieren sie aktiv. 
Krisen, Konflikte und Machtverhältnisse werden 
über Medien gedeutet, verhandelt und sichtbar 
gemacht. Traditionelle Leitmedien spielen dabei 
eine besondere Rolle, da sie für viele Menschen die 
wichtigste Informationsquelle darstellen und eine 
zentrale Instanz in der Demokratie sind. Eine kritische 
politische Bildung, die an der Demokratisierung 
gesellschaftlicher Verhältnisse interessiert ist, 
muss Medien daher als zentrale Orte politischer 
Auseinandersetzung begreifen und analysieren. 
Politische Deutungen und Handlungsoptionen 
entstehen in öffentlichen medialen Diskursen, die 
ohne Medienbildung kaum nachvollziehbar sind.

Kritische Medienbildung erfüllt dabei eine macht- 
und herrschaftskritische Funktion. Sie ermöglicht 
es, ungleiche Ressourcen, Ausschlüsse und 
Dominanzverhältnisse in öffentlichen Diskussionen 
zu erkennen: Wessen Perspektiven fehlen, wer hat 
die Möglichkeit, sich medial Gehör zu verschaffen, 
und wer bleibt strukturell ausgeschlossen? Sie 
zielt darauf ab, Marginalisierung sichtbar zu 
machen, diskursive Grenzen zu hinterfragen und 
auch alternativen Stimmen Raum zu geben.

Zugleich schafft kritische Medienbildung Räume für 
Reflexivität. Sie ermöglicht die Auseinandersetzung 
mit eigenen Wahrnehmungen und Positionierungen 

und regt dazu an, Begriffe wie Objektivität und 
Realität kritisch zu hinterfragen. Schließlich 
eröffnet sie Wege zu politischer Handlungsmacht. 
Indem Menschen befähigt werden, Medieninhalte 
kritisch einzuordnen, eigene Positionen zu 
entwickeln und sich individuell wie kollektiv 
politisch einzumischen, wird Medienbildung zu 
einer zentralen Voraussetzung für Mündigkeit, 
demokratische Teilhabe und gesellschaftliche 
Veränderung im Sinne kritischer politischer Bildung.

Hintergrundwissen

Der Gazastreifen ist seit Beginn des Krieges 
aufgrund einer historisch einmaligen Vollblockade für 
internationale Journalist*innen nicht betretbar. Wenn 
Berichterstattung überhaupt möglich ist, erfolgt 
sie nur “embedded”, also unter Aufsicht und in 
Begleitung der israelischen Armee. Hinzu kommt eine 
umfassende Militärzensur: Bild- und Videomaterial 
aus Gaza muss der israelischen Militärzensur 
vorgelegt werden. Auch innerhalb Israels unterliegen 
Journalist*innen in Ausnahmefällen militärischer 
Zensur, etwa bei der Berichterstattung über iranische 
Angriffe im Kontext des Iran-Israel-Konflikts. 
Gaza gilt zudem als historisch gefährlichster Ort 
weltweit für Journalist*innen. Bis Ende 2025 
wurden mehr als 200 Journalist*innen in Gaza 
getötet, die überwiegende Mehrheit durch die 
israelische Armee.18 Unter diesen Bedingungen 
ist unabhängige Informationsverifizierung 
extrem schwierig und oft nur über persönliche 
Netzwerke lokaler Journalist*innen möglich.

Im September 2024 forderten über 300 
Journalist*innen in einem offenen Brief 
Schutz für ihre Kolleg*innen in Gaza, die 
Aufhebung des israelischen Einreiseverbots für 

18	 Reporter ohne Grenzen 2025: https://bit.
ly/4sK4Dj7 

https://bit.ly/4sK4Dj7 
https://bit.ly/4sK4Dj7 
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Journalist*innen nach Gaza sowie eine kritische 
Berichterstattung, die sich nicht ungeprüft auf 
offizielle israelische Darstellungen stützt.

Hinzu kommt, dass die meisten internationalen 
Journalist*innen in Israel leben und arbeiten. Nur 
ein deutscher Reporter lebt dauerhaft im von Israel 
annektierten Ostjerusalem, also im palästinensischen 
Gebiet. Journalist*innen sind in der Regel angehalten, 
nicht in den palästinensischen Gebieten zu leben 
– geschweige denn in Gaza. Diese räumliche 
und strukturelle Nähe beeinflusst zwangsläufig 
Perspektiven, Quellenwahl und Themengewichtung.

Der deutsche Journalismus rang besonders 
im ersten Jahr der Kriegshandlungen stark um 
eine eigene Positionierung. Beispielhaft dafür 
ist ein Artikel der Berliner Morgenpost vom 13. 
Oktober 2023, der angesichts der Bilder aus 
dem Gazastreifen die Frage stellte: “Dürfen 
Deutsche Mitgefühl mit Palästinensern haben?” 
und später folgerte, “die Geschichte verpflichtet 
zu einer klaren (pro-israelischen) Haltung”. 
Die Debatte ist oft geprägt von subtilen oder 
offenen Formen antipalästinensischen Rassismus. 
Völlig unverblümt fragte Jan Fleischhauer im 
Focus im November 2023: “Die Juden oder die 
Aggro-Araber: Wir müssen uns entscheiden, 
wen wir halten wollen.” Im Text “Morbus Israel” 
in Die Zeit witzelte der Autor Maxim Biller, für 
israelische Soldaten sei es nicht ratsam, nicht 
“auf Araber zu schießen”. Der Artikel wurde 
später gelöscht und vom Presserat gerügt. Als 
wissenschaftliche Mitarbeiter*innen Berliner 
Universitäten sich in einem offenen Brief gegen 
Repressionen gegenüber palästinasolidarischen 
Protestcamps an den Universitäten aussprachen, 
erschienen ihre Namen unter der Überschrift “Die 
UniversiTÄTER” in der Bild-Zeitung. Der Stand der 
Berichterstattung spiegelt sich zudem in den vier 
ausgesprochenen Rügen des Presserates wider, 
die allesamt an die Springer-Presse gingen. Seit 
Oktober 2023 gingen beim Presserat insgesamt 
mehr als 650 einzelne Beschwerden über die 
Berichterstattung zu diesem Thema ein.

Die Einseitigkeit der Berichterstattung zeigte sich 
nicht nur darin, wie berichtet wurde, sondern auch 
darin, welche Themen überhaupt Eingang in die 
Berichterstattung fanden. Ein Beispiel für diese 
selektive Empathie ist die Berichterstattung über 
die Familie Abujadallah: Im Oktober 2023 wurde die 
sechsköpfige deutsche Familie bei einem israelischen 
Angriff in Gaza getötet. In einer Studie von vier 
großen Leitmedien aus dem Jahr 2025 fand der 
Islamwissenschaftler und Journalist Fabian Goldmann 
nur drei Erwähnungen der Familie – alle verfasst 
von Dunja Ramadan für die Süddeutsche Zeitung.

Darüber hinaus berichten Journalist*innen von 
einem “Klima der Angst”. Viele von ihnen erfahren 
Repression, Einschüchterung und Diffamierung. 
Reporter ohne Grenzen dokumentiert diese 
Entwicklungen und warnt vor politischer Einflussnahme. 
Besonders sichtbar wurde dies im Zusammenhang mit 
der Nominierung der ARD-Korrespondentin Sophie 
von der Tann für den Hanns-Joachim-Friedrichs-
Preis: Der israelische Reserve-Armeesprecher 
Arye Shalicar bezeichnete sie öffentlich als “das 
Gesicht vom neu-deutschen Juden- und Israelhass”. 
Auch der israelische Botschafter in Deutschland, 
Ron Prosor, greift Journalist*innen regelmäßig 
über soziale Medien persönlich an, darunter 
Daniel Bax (taz), Dunja Ramadan (Süddeutsche 
Zeitung) und Jörg Poppendieck (Tagesschau). 
Solche Interventionen stellen eine gefährliche 
Einmischung in den deutschen Mediendiskurs dar 
und verstärken Repression und Selbstzensur.

Die Berichterstattung trägt zudem zu einem 
wachsenden Vertrauensverlust in Medien und 
demokratische Institutionen bei. Viele Menschen 
empfinden die Berichterstattung großer Teile 
der deutschen Leitmedien als einseitig und 
unausgewogen. Dieses Empfinden spiegelt sich 
auch in mehreren Umfragen der letzten zwei Jahre 
wider, unter anderem in der Mainzer Langzeitstudie 
Medienvertrauen (2025), in einer Studie der LMU 
München von Carsten Reinemann (2025) sowie 
in einer Studie des Infratest dimap (2024). Die 
Forscher*innen stellen dabei einen deutlichen 
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Vertrauensverlust der deutschen Bevölkerung in 
die Berichterstattung zu Israel-Palästina fest. Dieser 
Vertrauensverlust korrespondiert mit Einschätzungen 
von Medienwissenschaftler*innen wie Prof. Dr. 
Kai Hafez, der mit Blick auf die Berichterstattung 
nach dem 7. Oktober von einer Phase der 
“publizistischen Einseitigkeit” spricht, wie es sie seit 
den 1960er-Jahren nicht mehr gegeben habe.19

Die Einseitigkeit der deutschen Debatte wurde 
unter anderem in Untersuchungen von Fabian 
Goldmann, Jannis Grimm und Nadia Zaboura 
belegt. Goldmann analysierte in seiner Studie 
5.000 Schlagzeilen der vier größten deutschen 
Leitmedien und stellte eine Dominanz israelischer 
staatlicher und militärischer Akteure fest, während 
palästinensische Stimmen kaum vorkommen. 
Die Befunde sind in ihrer Tendenz eindeutig 
und decken sich mit älteren wie auch aktuellen 
Einschätzungen zahlreicher Medienforscher*innen. 
Wissenschaftler*innen wie Dr. Carola Richter, 
Prof. Kai Hafez und Nadia Zaboura kritisieren seit 
Langem die Arbeit deutscher Leitmedien, auch wenn 
es bislang vergleichsweise wenige umfassende 
quantitative Studien zum Medien-Bias gibt. Auch 
das kritische Medienportal Übermedien hebt die 
Einseitigkeit und die fehlenden palästinensischen 
Perspektiven seit Beginn des Gaza-Krieges hervor. 

19	 Prof. Kai Hafez (2024) zitiert in: https://bit.
ly/4bAojyo 

Ziele

Vor diesem Hintergrund verfolgt die kritische 
politische Medienbildung mehrere zentrale Ziele. 
1.	 Sie will eine fundierte Diagnose der deutschen 

Medienberichterstattung zu Israel und Palästina 
ermöglichen. Diese Diagnose bleibt nicht bei 
der Beschreibung stehen, sondern fragt nach 
den Ursachen und strukturellen Bedingungen 
– und leitet daraus Handlungsoptionen ab. 
KpB sollte daher die Wahrnehmungen und 
Erfahrungen der Adressat*innen anerkennen, 
ernst nehmen und einordnen. Sie sollte 
Schieflagen benennen und Erklärungen 
anbieten, warum die Berichterstattung 
in Deutschland so ist, wie sie ist. 

2.	 Kritische Medienbildung vermittelt spezifische 
Journalismuskompetenz als Teil der 
Demokratiekompetenz, die Bürger*innen 
befähigt, journalistische Inhalte kritisch zu 
verstehen und aktiv am gesellschaftlichen 
Leben teilzunehmen. Sie vermittelt nicht nur 
technische Medienkompetenzen, sondern auch 
Wissen über Strukturen, Machtverhältnisse 
und Medienroutinen. Auch dazu gehören 
Fragen nach journalistischer Sozialisation, 
der Zusammensetzung von Redaktionen, den 
Leitlinien großer Verlagshäuser wie Springer, 
der Nähe zwischen Politik und Medien, 
Propaganda und staatliche PR-Strategien sowie 
Diffamierungskampagnen, die zu Selbstzensur 
führen. Diese Erklärungen werden vor dem 
Hintergrund des gesamtgesellschaftlichen 
Klimas eingeordnet und dabei insbesondere 
in Beziehung gesetzt zu bestehenden 
Diskriminierungsformen wie Antisemitismus 
und anti-palästinensischem Rassismus.

3.	 Zugleich geht es um die Stärkung von 
Handlungskompetenz. Die kpB kann Menschen 
dabei unterstützen, Fähigkeiten zur kritischen 
Analyse und Sicherheit für eigenständige 
Bewertungen zu entwickeln. Dabei sollen die 
Teilnehmenden ebenfalls befähigt werden, 
selbst Handlungsspielräume zu erkennen.

https://bit.ly/4bAojyo 
https://bit.ly/4bAojyo 
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4.	 Kritische politische Medienbildung regt zur 
Reflexion über die eigene Mediennutzung 
sowie über Begriffe wie beispielsweise 
Realität, Objektivität und Neutralität an. 
Sie will außerdem die Diskussion über das 
Rollenverständnis von Journalist*innen 
und Medien in Demokratien anstoßen 
und kritische sowie alternative Konzepte 
journalistischer Arbeit vor allem auch in 
Krisen- und Konfliktgebieten vermitteln.

Ziel ist es, die Berichterstattung seit dem 
7. Oktober 2023 kritisch zu analysieren, 
Komplexität auszuhalten, Unsicherheiten 
zuzulassen und durch konkrete Analyse- und 
Bewertungskompetenzen Handlungsfähigkeit 
zurückzugewinnen. Kritische Politische Medienbildung 
will Räume schaffen, in denen Diskussionen 
möglich sind, in denen Herrschaftsverhältnisse 
und Machtstrukturen benannt, erklärt und 
gemeinsam diskutiert werden, ohne dabei 
vereinfachenden oder verschwörungstheoretischen 
Erklärungen Raum zu geben.
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METHODE

Was steckt  
hinter einem 
journalistischen Text?

Die Methode vermittelt den 
Teilnehmenden, journalistische Texte 
genau zu lesen und zu analysieren. 
Sie lernen, dass Nachrichten keine neutralen Abbilder der 
Wirklichkeit sind, sondern stets das Ergebnis bewusster 
und unbewusster Entscheidungen: Welche Informationen 
werden aufgenommen, welche Worte verwendet, welche 
Akteur*innen dargestellt und welche Stimmen gehört – oder 
ausgeblendet. Die Teilnehmenden setzen sich außerdem mit 
der Frage auseinander, was „Objektivität“ bedeutet und warum 
Berichterstattung niemals vollkommen “neutral” sein kann.

Ziel der Methode ist es, Machtverhältnisse und Strukturen 
von Teilhabe und Ausschluss in öffentlichen Diskussionen 
sichtbar zu machen. Durch die Analyse, welche Akteur*innen 
vorkommen, wie sie dargestellt werden und wie mit ihnen 
umgegangen wird, erkennen die Teilnehmenden, wie ihre eigene 
Wahrnehmung von Themen geprägt wird. Die Reflexion über 
fehlende Perspektiven und dominante Stimmen unterstützt 
das Verständnis für die Konstruktion von Realität in Medien 
und stärkt die Fähigkeit, Texte kritisch einzuordnen.

Was wird benötigt?

Worum geht’s? 

	→ Mehrere ausgedruckte journalistische Texte (Beispielhaft 
haben wir eine Liste von Artikeln zusammengestellt, die 
über den QR-Code heruntergeladen werden kann) 

	→ Textmarker, Moderationskarten, Stifte
	→ Flipchart 

Welche Ziele werden verfolgt?



Vorbereitung: Zur Vorbereitung sollte die anleitende Person einige journalistische 
Texte auswählen, die von den Teilnehmenden analysiert werden 
können. Dafür kann entweder ein Leitmedium (z. B. Tagesschau 
oder Der Spiegel) gewählt und daraus unterschiedliche Artikel 
zum Themenkomplex Israel-Palästina aus einer bestimmten 
Phase herausgesucht werden – beispielsweise aus der Zeit 
aktiver Kampfhandlungen zwischen dem 7. Oktober 2023 und 
der offiziellen Waffenruhe im Oktober 2025. Alternativ können 
auch Artikel aus unterschiedlichen Medien zu demselben 
Ereignis ausgewählt werden. Wichtig ist dabei, dass eine 
Vergleichbarkeit der Texte möglich ist. Im Anhang haben 
wir eine Auswahl von Beispiel-Artikeln zusammengestellt. 
Die Artikel sollten gut lesbar ausgedruckt und von der 
anleitenden Person im Vorfeld gründlich analysiert werden, 
sodass die Methode sicher angeleitet werden kann.

Ablauf Schritt 1 	Sammeln von Analysekategorien im Plenum	  15 Minuten

Im ersten Schritt setzt sich die Gruppe gemeinsam im Plenum 
mit der Frage auseinander, auf welche Aspekte man achten 
sollte, wenn man einen journalistischen Text kritisch liest. 
Die Ergebnisse des Gesprächs werden auf einem Flipchart 
festgehalten. Falls die folgenden Aspekte nicht genannt werden, 
können sie von der anleitenden Person ergänzt werden: 

	→ Sprache: Welche Wörter werden benutzt? Wird 
etwas aktiv oder passiv beschrieben?

	→ Akteur*innen: Wer kommt zu Wort? Wer spricht – 
und wer nicht? Welche Zitate werden kommentiert, 
welche unkommentiert gelassen?

	→ Medium und Journalist*in: Aus welchem Medium 
stammt der Text und wer hat ihn geschrieben?

	→ Auslassungen: Worüber wird nicht berichtet? 
Welche Stimmen oder Informationen fehlen?

	→ Bilder: Welche Bilder werden gezeigt und 
welche Wirkung haben sie?

Schritt 2	 Akteursanalyse in Einzelarbeit	 20 Minuten

Im zweiten Schritt analysieren die Teilnehmenden die 
journalistischen Texte in Einzelarbeit und konzentrieren sich 
dabei auf den Aspekt der Akteur*innen. Dafür werden die 
ausgewählten Artikel an die Teilnehmenden zusammen mit 
einem Arbeitsauftrag verteilt. Es ist kein Problem wenn mehrere 
Teilnehmer*innen den gleichen Artikel bekommen. Die Analyse 
von Akteur*innen in journalistischen Texten macht sichtbar, wer 
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zu Wort kommt, wessen Perspektiven dominieren und welche 
Stimmen fehlen. Sie ist ein erster Schritt, der hilft zu reflektieren, 
dass Nachrichten durch journalistische Auswahlprozesse 
geprägt sind und Wirklichkeit nicht neutral abbilden. 

Arbeitsauftrag zur Textarbeit

1.	 Markiert alle Akteur*innen, die im Text 
direkt oder indirekt zitiert werden.

	→ Um welche Art von Akteur*innen handelt es sich? 
(z. B. Militär, Staat, NGOs, Privatpersonen usw.)

	→ Zu welcher Kriegspartei gehören sie?
2.	 Markiert mit einer zweiten Farbe, ob und wie 

diese Akteur*innen von der*m Autor*in selbst 
kommentiert, bewertet oder eingeordnet werden.

3.	 Achtet auch darauf, an welcher Stelle (im Titel, ersten 
Textabschnitt usw.) die Akteur*innen vorkommen.

Schritt 3	 Austausch in Kleingruppen	 20 Minuten

Im dritten Schritt tauschen sich die Teilnehmenden in 
Kleingruppen über ihre Beispieltexte aus. Es sollten sich 
Teilnehmer*innen zu einer Kleingruppe zusammenfinden, 
die unterschiedliche journalistische Texte gelesen 
haben. Die folgenden Leitfragen können auf einem 
Flipchart für alle gut leserlich notiert werden und als 
Gesprächsimpulse für die Kleingruppen dienen: 

Leitfragen für die Kleingruppe

1.	 Was ist euch aufgefallen? 
2.	 Welche Akteur*innen kommen häufig vor, 

welche kaum oder gar nicht? 
3.	 Wessen Aussagen werden kommentiert, wessen stehen für sich?
4.	 Gab es Ähnlichkeiten oder Unterschiede zwischen den Texten? 

Schritt 4	Gemeinsame Abschlussreflexion im Plenum	 15 Minuten

Zum Abschluss reflektieren die Teilnehmenden gemeinsam 
im Plenum. Die Reflexion soll dabei helfen, sich die 
Verbindung zwischen medialer Darstellung und der eigenen 
Wahrnehmung eines Themas bewusst zu machen.

Leitfrage für das Plenum

Was macht eine Ungleichheit in den verwendeten 
Quellen und der Darstellung von Akteur*innen 
mit unserer Wahrnehmung des Konflikts? 
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Antipalästinensischer 
Rassismus als Thema 
der kritischen politischen 
Bildung zum Israel-
Palästina-Komplex

Spätestens seit dem 7. Oktober 2023 ist eine 
deutliche Zunahme antipalästinensischer Politik 
und Diskurse zu beobachten. Da Deutschland im 
israelisch-palästinensischen Konflikt kein neutraler, 
sondern ein materiell wie diskursiv parteiischer und 
einflussreicher Akteur ist und zugleich die größte 
palästinensische Diaspora Europas in Deutschland 
lebt, betrifft diese Form von Rassismus nicht nur 
abstrakte Debatten, sondern die Lebensrealität 
vieler Menschen – sowohl in Palästina und Israel 
als auch in Deutschland. Viele Palästinenser*innen 
fühlen sich seit dem 7. Oktober 2023 nicht 
mehr als Teil der deutschen Gesellschaft und 
durchlaufen einen Prozess der Entfremdung. Die 
politische Marginalisierung von Palästinenser*innen 
sowie die gelebte Erfahrung, dass ihre Anliegen 
im politischen und medialen Diskurs und in 
Entscheidungsprozessen keine Berücksichtigung 
finden, führen zu einem Gefühl der Ohnmacht. 
Massive Polizeigewalt, Verbote palästinasolidarischer 
Demonstrationen und Veranstaltungen sowie 
palästinensischer Symbole in Schulen haben zudem 
zu einem Vertrauensverlust in den deutschen 
Staat und seine Institutionen beigetragen.20 

Es ist Aufgabe kritischer politischer Bildung, Macht- 
und Ungleichheitsverhältnisse zu analysieren sowie 
marginalisierte und benachteiligte Perspektiven 
sichtbar zu machen. Antipalästinensischer Rassismus 
stellt bislang sowohl in der Forschung als auch in 
der breiten Landschaft der politischen Bildung einen 
unterbelichteten Themenkomplex dar, der angesichts 

20	 Zeit zu reden (2025): https://bit.ly/480v0Zo 

seiner gewaltvollen Auswirkungen auf Betroffene 
dringend von politischen Bildner*innen aufgegriffen 
und bearbeitet werden muss, auch wenn es 
noch keine umfangreichen wissenschaftlichen 
Grundlagen in deutscher Sprache dazu gibt. Es 
muss gefragt werden, wie sich antipalästinensischer 
Rassismus konkret zeigt und welche psychischen, 
gesellschaftlichen und politischen Funktionen 
er in der postnationalsozialistischen und 
postmigrantischen deutschen Gesellschaft erfüllt. 
Es muss in den Blick genommen werden, wie er 
die Wahrnehmung und Deutung des israelisch-
palästinensischen Konfliktes prägt und in 
welchem Zusammenhang er mit der politischen 
Positionierung Deutschlands im israelisch-
palästinensischen Konflikt steht – in Gegenwart 
und Vergangenheit. Kritische politische Bildung 
muss die Auswirkungen von antipalästinensischem 
Rassismus für Betroffene hierzulande und in 
Palästina und Israel thematisieren und sichere 
Austauschräume für diejenigen schaffen, die von 
antipalästinensischem Rassismus betroffen sind.

Wenn kritische politische Bildung zu Israel 
und Palästina den Anspruch erhebt, sowohl 
Antisemitismus- als auch Rassismuskritik 
ernstzunehmen, dann muss antipalästinensischer 
Rassismus als zentrale Kategorie der politischen 
Bildung verstanden werden. Denn auch 
wenn antipalästinensischer Rassismus viele 
Gemeinsamkeiten mit antimuslimischem und 
antiarabischem Rassismus aufweist, geht er 
nicht in diesen Rassismen auf, sondern erfüllt 
insbesondere im deutschen Kontext eine spezifische 
Schuldabwehr- und Entlastungsfunktion, ähnlich 
wie der sekundäre Antisemitismus. Zugleich gilt 
es, die eigenen Verstrickungen zu reflektieren: 
Politische Bildner*innen sind Teil der Gesellschaft 
und damit auch Teil jener Diskurse und Institutionen, 
in denen antipalästinensischer Rassismus wirksam 
ist. Ihn zum Gegenstand zu machen, bedeutet 
daher, sowohl seine Erscheinungsformen und 
Funktionen im Diskurs um Israel und Palästina 
zu problematisieren als auch eigene Leerstellen 
und Normalisierungen kritisch zu hinterfragen.

https://bit.ly/480v0Zo 
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Hintergrundwissen: 
Antipalästinensischer 
Rassismus 

Antipalästinensischer Rassismus ist kein neues 
Phänomen im deutschen Kontext, jedoch besonders 
stark normalisiert und bislang theoretisch 
untererforscht. Er folgt der allgemeinen Logik 
des Rassismus: Palästinenser*innen werden 
homogenisiert und essentialisiert. Das heißt, sie 
werden nicht als Individuen mit vielfältigen Biografien, 
politischen Positionen und Lebensrealitäten 
wahrgenommen, sondern als Teil einer 
vermeintlich einheitlichen Gruppe dargestellt. Die 
palästinensische Identität wird dabei als Essenz, als 
unveränderlicher Kern begriffen und mit bestimmten 
Einstellungen und Verhaltensweisen verknüpft.

Im antipalästinensischen Rassismus wird eine 
klare Gegenüberstellung zwischen einem als 
rational, objektiv, demokratisch und zivilisiert 
imaginierten “Wir” und einem als befangen, 
gefährlich, barbarisch, terroristisch oder 
antisemitisch markierten “Anderen” hergestellt. 
Durch diese konstruierte Gegenüberstellung 
und Hierarchisierung wird eine gesellschaftliche 
Platzzuweisung legitimiert, die festlegt, 
welches Leben als wertvoll und betrauerbar 
gilt, wessen Stimmen gehört werden, wessen 
Perspektiven, Erfahrungen und Belange als 
politisch relevant erscheinen und wessen 
unsichtbar gemacht werden. So erscheint im 
Diskurs die Sicherheit Israels nicht nur wichtiger 
als die der Palästinenser*innen, sondern sogar 
wichtiger als ihre grundlegenden Rechte oder 
ihre Existenz. Hochentwickelte Systeme der 
Besatzung, Entrechtung und Segregation sowie 
massive Gewalt werden in dieser rassistischen 
Logik als notwendige, wenn auch bedauerliche 
Folgen eines vermeintlich höheren Gebots – der 
Sicherheit und Verteidigung Israels – dargestellt. 
Die Opfer erscheinen dabei als Kollateralschäden.

Besonderheit des 
antipalästinensischen Rassismus 
im deutschen Kontext

Rassismen müssen stets vor dem Hintergrund 
ihrer jeweiligen regionalen und zeitlichen Kontexte 
verstanden werden, so auch der antipalästinensische 
Rassismus in Deutschland. Er muss im Kontext der 
deutschen nationalsozialistischen Verbrechen und 
ihrer Nachwirkungen betrachtet werden, wenn wir 
seine spezifischen politischen, gesellschaftlichen 
und psychischen Funktionen verstehen wollen.

Eine zentrale Besonderheit des antipalästinensischen 
Rassismus im deutschen Kontext liegt in 
seiner Funktion für das deutsche nationale 
Selbstverständnis. Spätestens seit der 
Wiedervereinigung wirkt das besondere Verhältnis 
zu Israel identitätsstiftend als Teil eines staatlich 
getragenen erinnerungskulturellen Selbstbildes. 
Israel wird so zu einem zentralen Projektionsraum 
deutscher Selbstvergewisserung, historischer 
Verantwortung und moralischer Läuterung. In 
diesem Sinne braucht das deutsche nationale 
Selbstverständnis einen “guten” israelischen Staat, 
damit Deutschland selbst als moralisch rehabilitiert 
erscheinen kann. Wird die politische Realität in 
Palästina und Israel ausschließlich durch diese Brille 
der deutschen Vergangenheitsbewältigung gedeutet, 
ist die Verweigerung palästinensischer Realität eine 
strukturelle Notwendigkeit. Palästinenser*innen 
werden so zu besonders unbequemen politischen 
Subjekten für das deutsche nationale Selbstbild. 
Ihre Geschichte, Gegenwart und ihre politischen 
Ansprüche stören die moralisch strukturierte 
Erzählung deutscher Wiedergutwerdung und 
werden daher systematisch marginalisiert, 
delegitimiert und unsichtbar gemacht.

In diesem Zusammenhang erfüllt 
antipalästinensischer Rassismus in der 
postnationalsozialistischen Gesellschaft eine 
wichtige psychische Funktion. Indem die Gewalt 
des Staates Israel gegen die Palästinenser*innen 
ausgeblendet, relativiert oder geleugnet und das 
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palästinasolidarische Engagement delegitimiert 
wird, kann ein kohärentes und moralisch geläutertes 
Selbstbild aufrechterhalten werden. Eine ernsthafte 
Auseinandersetzung mit palästinensischer 
Geschichte und Realität würde hingegen erfordern, 
anzuerkennen, dass politische Realität ambivalent 
ist, dass die Geschichte verflochten ist, dass Unrecht 
fortbesteht, dass Deutschland Verantwortung dafür 
mitträgt - eben dass nicht alles wieder gut geworden 
ist. Antipalästinensischer Rassismus erfüllt demnach 
- ähnlich wie der sekundäre Antisemitismus - eine 
Funktion der Entlastung und Schuldabwehr. 

Erscheinungsformen 
und Funktionen von 
antipalästinensischem Rassismus
Empirisch zeigt sich der antipalästinensische 
Rassismus in Deutschland in besonders 
normalisierter Form bis hinein in die höchste 
politische und mediale Ebene. Seine 
Ausdrucksformen reichen von der kollektiven 
Stigmatisierung palästinensischer Menschen und 
dem Verbot palästinensischer Identitätssymbole 
über die Delegitimierung und Kriminalisierung 
von Trauer und Protest im Kontext allgemeiner 
autoritärer Entwicklung bis hin zur offenen oder 
impliziten Entmenschlichung. Dabei dient er 
der Rechtfertigung extremer Gewalt gegen 
die palästinensische Zivilbevölkerung sowie der 
Repression des Einsatzes für ihre politischen 
Anliegen. Denn in der rassistischen Logik wird die 
Realität der Palästinenser*innen, ihre politische 
wie soziale Lage, kulturalisiert und aus den ihnen 
zugeschriebenen Merkmalen begründet und erklärt.

Auch im deutschen Diskurs über Migration und 
innere Sicherheit wird der antipalästinensische 
Rassismus funktionalisiert. So erklärte Friedrich Merz 
im Zusammenhang möglicher Fluchtbewegungen 
aus Gaza: “Deutschland kann nicht noch mehr 
Flüchtlinge aufnehmen. Wir haben genug 

antisemitische junge Männer im Land”21. Ähnlich 
äußerte sich die Bildungsministerin Karin Prien im 
Mai 2025: Es gebe eine “riesengroße Community 
von 200.000 Palästinensern – das sind mehr als 
wir Juden in Deutschland haben - und wir haben 
alleine in Berlin 40.000 Palästinenser, die hier 
leben. Die sind offensichtlich ordentlich radikalisiert 
durch ihre entsprechenden Communities. Mich 
stört das sehr”22. Solche pauschalisierenden 
Zuschreibungen wirken stigmatisierend und 
entziehen Palästinenser*innen den Status legitimer 
politischer und gesellschaftlicher Subjekte. Politische 
Bildung muss diese Mechanismen rassismuskritisch 
offenlegen und darin den Widerspruch zur 
universellen Menschenrechtsidee und zur 
Leitidee der Individualität und Selbstbestimmung 
herausarbeiten. 
Dieses Muster der Entpolitisierung und 
Entpersonalisierung bleibt nicht auf politische 
Reden beschränkt, sondern strukturiert auch die 
mediale Repräsentation palästinensischen Lebens 
und Sterbens. So zeigen Jannis J. Grimm, Justus M. 
Könneker und Mariam Salehi in ihrer Analyse der 
Berichterstattung fünf großer deutscher Zeitungen 
nach dem 7. Oktober 2023, dass die deutsche 
Medienberichterstattung den Tod israelischer 
und palästinensischer Menschen systematisch 
unterschiedlich rahmt.23 Während israelische 
Opfer richtigerweise personalisiert, nahbar und mit 
ihren individuellen Lebensgeschichten dargestellt 
werden, erscheinen palästinensische Tote zumeist 
als anonyme Zahlen, als ‘Kollateralschäden’ oder 
als Teil abstrakter Konfliktnarrative. Dadurch wird 
Mitgefühl selektiv organisiert und die Auslöschbarkeit 
wie Betrauerbarkeit von Leben hierarchisiert.

21	 Friedrich Merz (2023): https://bit.ly/480v0Zo 
22	 Karin Prien (2025): https://bit.ly/3PspEzQ 
23	 Jannis J. Grimm; Justus M. Könneker; Mariam 

Salehi (2025): Hierarchies in death: Coverage 
of Palestinian and Israeli victims in the context 
of October 7 and the war on Gaza.

https://bit.ly/480v0Zo
https://bit.ly/3PspEzQ 
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Ziele

Welche Ziele sollten in der Auseinandersetzung 
mit antipalästinensischem Rassismus in der 
kritischen politischen Bildung zum Palästina-
Israel-Komplex verfolgt werden?

1.	 Die kritische politische Bildung (kpB) sollte 
ihre Zielgruppen in die Lage versetzen, 
antipalästinensischen Rassismus in seinen 
gegenwärtigen Ausdrucksformen zu 
erkennen. Sie sollte zeigen, dass er sowohl 
der allgemeinen Logik des Rassismus 
folgt als auch Spezifika aufweist.

2.	 Die kpB muss vermitteln, wie normalisiert 
antipalästinensischer Rassismus in unserer 
Gesellschaft ist. Sie muss verdeutlichen, 
dass er sich auf individueller, institutioneller 
und struktureller Ebene zeigt.

3.	 Die kpB sollte sich damit auseinandersetzen, 
welche politischen und psychischen 
Funktionen der antipalästinensische 
Rassismus in einer postnationalsozialistischen 
und postmigrantischen Gesellschaft wie 
Deutschland erfüllt. Sie sollte aufzeigen, 
wie durch ihn palästinensische politische 
Forderungen delegitimiert, Proteste 
eingeschränkt und palästinasolidarische 
Positionen im Konflikt über den 
Konflikt marginalisiert werden.

4.	 Die kpB sollte die konkreten Auswirkungen 
von antipalästinensischem Rassismus auf die 
Lebenswelten von Betroffenen zum Gegenstand 
machen und sichere Räume schaffen, in 
denen sich persönlich betroffene Menschen 
austauschen und unterstützen können. 

5.	 Die kpB sollte antipalästinensischen Rassismus 
und Antisemitismus gemeinsam behandeln und 
so den gesellschaftlichen Spaltungstendenzen 
entgegenwirken, die häufig entstehen, wenn 
sich jeweils nur aus antisemitismus- oder 
rassismuskritischer Perspektive mit dem 
Palästina-Israel-Komplex befasst wird. 
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METHODE

Was ist 
antipalästinensischer 
Rassismus?

Die Methode ermöglicht einen 
Einstieg in die Auseinandersetzung mit 
antipalästinensischem Rassismus im 
deutschen Kontext. 
Anhand einer Galerie von Zitaten, Gedichten und Definitionen 
aus politischen, medialen, wissenschaftlichen und aktivistisch-
zivilgesellschaftlichen Kontexten nähern sich die Teilnehmenden 
den Ausdrucksformen, Funktionen und Wirkungen dieser 
spezifischen Form des Rassismus an. Die Zitate, Gedichte 
und Definitionen stammen aus unterschiedlichen diskursiven 
Positionen: Einige ordnen antipalästinensischen Rassismus 
analytisch ein und benennen seine Logiken, andere thematisieren 
den Zusammenhang zur deutschen Staatsräson und zur 
Erinnerungspolitik, wieder andere zeigen rassistische Deutungen 
in ihrer konkreten Form oder formulieren Kritik aus betroffener 
und widerständiger Perspektive. Die Mischung dient dazu, über 
den antipalästinensischen Rassismus nicht nur abstrakt als Begriff 
zu sprechen, sondern ihn in seiner Wirkungsweise zu analysieren.

Worum geht’s?

Welche Ziele werden verfolgt? Die Methode will dort ansetzen, wo der Diskurs aktuell steht 
und wo viele pädagogische Fachkräfte Bedarf sehen, den 
antipalästinensischen Rassismus im Feld der politischen Bildung 
überhaupt besprechbar zu machen. Teilnehmende lernen, den 
antipalästinensischen Rassismus als wirksames Phänomen in 
seiner spezifischen Ausprägung zu erkennen, ihn zugleich aber 
als Teil allgemeiner rassistischer Logiken und Mechanismen 
einzuordnen. Sie analysieren seine Mechanismen, Auswirkungen 
und spezifische Funktionen im deutschen Kontext. 



Was wird benötigt? 	→ Zitate, Gedichte und Definitionen, einzeln gedruckt 
auf DIN A4 (Download über den QR-Code) 

	→ freie Fläche auf Pinnwänden, Tischen oder Wänden, 
um die Galerie auszulegen oder aufzuhängen

	→ Pinnwand / Bodenfläche für Moderationskarten
	→ Moderationskarten und Stifte
	→ Flipchart oder Präsentationsmöglichkeit für die Leitfragen

Vorbereitung Die anleitende Person sollte sich mit der Sammlung von 
Zitaten, Gedichten und Definitionen im Vorfeld eingehend 
vertraut machen und sich damit beschäftigen, auf welche 
Ausdrucksformen, Funktionen und Wirkungsweisen von 
antipalästinensischem Rassismus sie verweisen.

Ablauf Schritt 1	 Gallery-Walk	 10–15 Minuten

Die Zitate, Gedichte und Definitionen werden auf Tischen 
verteilt oder an Wänden aufgehängt. Die Teilnehmenden 
bewegen sich frei durch den Raum und lesen die Texte. 
Nach Ablauf der Zeit wählen sie einen Text aus, der sie 
besonders anspricht, beschäftigt oder Fragen aufwirft. 
Mehrere Teilnehmende können sich für denselben Text 
entscheiden und diesen mit in den Stuhlkreis bringen.

Schritt 2	 Vorstellung im Plenum 	 40–60 Minuten

Die Gruppe trifft sich wieder im Stuhlkreis und die 
Teilnehmenden stellen sich reihum gegenseitig ihre Zitate, 
Gedichte oder Definitionen vor. Dafür kann die anleitende 
Person eine oder zwei der folgenden Leitfragen nutzen.

Mögliche Leitfragen
	→ Warum hast du dieses Zitat ausgewählt?
	→ Was wird hier gesagt oder nahegelegt?
	→ Was hat das mit anti-palästinensischem Rassismus zu tun?
	→ Welche Gefühle oder Assoziationen löst das Zitat aus?
	→ Aus welcher Perspektive wird gesprochen?

Nach jeder Vorstellung haben die anderen Teilnehmer*innen 
kurz Zeit zu kommentieren und zu ergänzen. Die anleitende 
Person kann wichtige Aspekte, die noch nicht genannt 
wurden, herausstellen. Sollte die Methode von zwei Personen 
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angeleitet werden, ist es möglich, dass eine Person moderiert 
und die andere Person zentrale Begriffe und Merkmale aus 
der Diskussion auf Moderationskarten mitnotiert. Diese 
können dann im folgenden dritten Schritt genutzt werden.

Schritt 3	 Sichern der Ergebnisse	 10–15 Minuten

Im nächsten Schritt werden die Ergebnisse strukturiert 
und gesichert. Ziel ist es, sich bewusst zu machen, wie 
antipalästinensischer Rassismus sich konkret zeigt, welche 
psychischen, politischen und gesellschaftlichen Funktionen 
er erfüllt und wie er sich auf betroffene Menschen und 
den Diskurs auswirkt. Dafür werden an der Pinnwand 
oder auf dem Boden drei Überschriften angeheftet. 

	→ Ausdrucksformen 
	→ Funktionen 
	→ Wirkungen 

Im gemeinsamen Gespräch im Plenum können die Teilnehmenden 
ausgehend von den Zitaten, Definitionen und Gedichten, 
Antworten auf die genannten Fragen finden. Die Moderation 
hält die Antworten stichwortartig auf Moderationskarten fest 
und hängt diese unter die jeweiligen Kategorien. Wenn wichtige 
Aspekte fehlen, sollte die anleitende Person diese ergänzen. 

Worauf achten? Es sollte sich zu Beginn der Auseinandersetzung mit der 
Thematik auf Gesprächsregeln geeinigt und vereinbart werden, 
wie damit umgegangen wird, wenn es zur Reproduktion von 
Rassismen kommt. Außerdem sollte auch darauf hingewiesen 
werden, dass einige Zitate rassistische Aussagen enthalten. Bei 
der Auswertung ist es zentral, dass die Zitate, die Rassismus 
reproduzieren, rassismuskritisch ausgewertet werden. Dabei 
sollte darauf aufmerksam gemacht werden, wie normalisiert 
und konsequenzlos antipalästinensischer Rassismus – 
insbesondere aus Machtpositionen heraus – geäußert werden 
kann, mit welcher Bequemlichkeit Politiker*innen in den 
höchsten politischen Ämtern antipalästinensische Rassismen 
reproduzieren können, ohne dafür breite Ächtung zu erfahren. 
Dabei geht es nicht um die moralische Skandalisierung, 
sondern um das Erkennen, die Kritik und die Reflexion von 
antipalästinensisch-rassistischen Logiken und Mustern.
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Antisemitismus und 
autoritärer Anti-
Antisemitismus in der 
kritischen politischen 
Bildung zum Israel-
Palästina-Komplex

Das Sprechen über Israel und Palästina findet in 
Deutschland vor dem Hintergrund der Verbrechen 
des Nationalsozialismus statt. Diese wirken bis heute 
auf politischer, gesellschaftlicher und individueller 
Ebene nach und prägen sowohl den Diskurs über 
als auch den Umgang mit den Geschehnissen in 
Palästina und Israel fundamental. In Settings der 
politischen Bildung wird häufig deutlich, dass viele 
Menschen Israel und Palästina durch die Brille dieser 
gewaltvollen Vergangenheit betrachten. Dabei 
spielen Gefühle, die mit dieser Gewaltgeschichte 
in Verbindung stehen, eine zentrale Rolle – 
bewusst oder unbewusst. Der Blick durch diese 
postnationalsozialistische Linse ist jedoch keineswegs 
gleichbedeutend mit einer antisemitismuskritischen 
oder menschenrechtsorientierten Perspektive.

Im Gegenteil zeigt sich im Sprechen über Israel 
und Palästina nicht selten, dass in weiten Teilen 
der Dominanzgesellschaft eine tiefgreifende 
Auseinandersetzung mit der Shoah, mit den 
Lehren aus der Shoah für unsere Gegenwart, mit 
möglichen Verstrickungen der eigenen Vorfahren 
sowie mit Antisemitismus und anderen Ideologien 
der Ungleichwertigkeit ausgeblieben ist. Dies zeigt 
sich etwa an der ausgeprägten Befangenheit, 
die in Kontexten der politischen Bildung beim 
Sprechen über Israel und Palästina vielfach 
spürbar ist. Die fehlende Auseinandersetzung 
wird ebenso deutlich, wenn Verbrechen der 
israelischen Regierung herangezogen werden, um 

die deutsche Gewaltgeschichte zu relativieren oder 
die Erinnerung an die Shoah zu delegitimieren. 
Schließlich wird sie auch dann sichtbar, wenn 
antisemitische Gewalt, die am und in der Folge 
des 7. Oktober 2023 stattgefunden hat, politisch 
instrumentalisiert wird, um Massenverbrechen in 
Palästina oder migrationsfeindliche und autoritäre 
Politiken in Deutschland zu legitimieren.

Insbesondere die Tatsache, dass Jüdinnen und 
Juden seit dem 7. Oktober 2023 verstärkt 
antisemitischen Bedrohungen ausgesetzt 
sind und dass die Eskalation der Gewalt in 
Palästina & Israel hierzulande als Katalysator 
für antisemitische Diskriminierung und Gewalt 
wirkt, macht Antisemitismus zu einem zentralen 
Thema kritischer politischer Bildung. Konkret 
zeigt sich gegenwärtiger Antisemitismus etwa 
in Verschwörungsmythen, Angriffen auf jüdische 
Institutionen, in der Markierung von Wohnhäusern 
jüdischer Menschen zur Einschüchterung sowie in 
der Praxis, Jüdinnen und Juden kollektiv für die Politik 
der israelischen Regierung in Haftung zu nehmen.

Antisemitismus sollte auch deshalb in der kritischen 
politischen Bildung zum Israel-Palästina-Komplex 
behandelt werden, weil er die Wahrnehmung und 
Deutung des israelisch-palästinensischen Konflikts 
sowie seiner medialen und gesellschaftlichen 
Rezeption beeinflussen kann. Er kann dazu führen, 
dass Ereignisse oder Machtverhältnisse mithilfe 
antisemitischer Stereotype in problematischer Weise 
eingeordnet werden. In unserer Bildungsarbeit 
erleben wir beispielsweise, dass die deutsche 
Berichterstattung über den Palästina-Israel-
Komplex häufig als einseitig zugunsten Israels 
wahrgenommen wird. Diese Einseitigkeit, die 
auch von Medienkritiker*innen problematisiert 
wird,24 wird jedoch nicht in ihrer Vielschichtigkeit 

24	 Jannis J. Grimm, Justus M. Könneker, Mariam 
Salehi (2025): Hierarchies in death: coverage 
of Palestinian and Israeli victims in the context 
of October 7 and the war on Gaza: https://bit.
ly/4d2v4LR 

https://bit.ly/4d2v4LR 
https://bit.ly/4d2v4LR 
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analysiert, sondern mit vermeintlicher jüdischer 
Kontrolle über die Medien erklärt – ein klassisches 
antisemitisches Stereotyp. Zudem spielen 
antisemitische Erzählungen auch im israelisch-
palästinensischen Konflikt selbst eine Rolle, weshalb 
diese Gegenstand der antisemitismuskritischen 
politischen Bildungsarbeit sein müssen. 

Darüber hinaus sollte die Auseinandersetzung mit 
Antisemitismus dazu befähigen, sich im Konflikt 
über den Konflikt – also in den spannungsreichen 
und hoch politisierten Debatten über den Palästina-
Israel-Konflikt in Deutschland – orientieren zu 
können. In diesen Debatten werden häufig Themen 
mitverhandelt, die weit über die Situation in Palästina 
und Israel hinausreichen und grundlegende Fragen 
von Identität, Zugehörigkeit und Selbstverständnis 
in Deutschland berühren. Zentrale Streitpunkte 
sind dabei etwa die Frage nach der “richtigen” 
Definition von Antisemitismus oder nach 
dem Unterschied zwischen israelbezogenem 
Antisemitismus und legitimer Kritik an israelischer 
Politik. Nicht selten gerät so das konkrete 
Geschehen in Palästina und Israel im Diskurs in den 
Hintergrund und wird von Antisemitismusdebatten 
überlagert. Um sich im deutschen Diskurs 
über Palästina und Israel zurechtzufinden und 
sprechfähig zu sein, ist daher ein grundlegendes 
Verständnis von Antisemitismus unerlässlich. 
Dieses kann helfen, zwischen emanzipatorischer 
Antisemitismuskritik und instrumentellen 
sowie autoritären Formen vermeintlicher 
Antisemitismusbekämpfung zu unterscheiden und 
einer Dethematisierung oder Legitimierung der 
Gewalt in Palästina und Israel entgegenzuwirken.

Denn spätestens seit dem 7. Oktober 
2023 beobachten wir in verstärkter Weise 
besorgniserregende Tendenzen und Entwicklungen 
im Umgang mit Antisemitimus und vermeintlichem 
Antisemitimsus, die aus unserer Sicht dringend 
von der kritischen politischen Bildung aufgegriffen 
werden sollten. Zunehmend wird die Bekämpfung 
von Antisemitismus instrumentalisiert, um 
den Diskurskorridor über Israel und Palästina 

einzuengen, migrations- und asylfeindliche 
Politiken zu legitimieren oder den gewaltvollen 
Umgang mit palästinasolidarischen Protesten zu 
rechtfertigen. Die wichtige Aufgabe, Antisemitismus 
entgegenzuwirken, wird so in ihr Gegenteil 
verkehrt und für autoritäre Zwecke missbraucht.

Ein prominentes Beispiel für diese Tendenz, die 
Peter Ullrich als autoritären Anti-Antisemitismus25 
beschreibt, war die sogenannte BMBF-
Fördermittelaffäre. Nachdem sich hunderte 
Wissenschaftler*innen in einem offenen Brief gegen 
die brutale Räumung eines palästinasolidarischen 
Protestcamps auf dem Campus der Freien Universität 
Berlin ausgesprochen und für Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit eingesetzt hatten, wurde 
im Bundesministerium für Bildung und Forschung 
unter der Leitung der FDP-Politikerin Bettina 
Stark-Watzinger geprüft, ob die beteiligten 
Wissenschaftler*innen strafrechtlich belangt und 
förderrechtlich sanktioniert werden könnten. Dabei 
handelte es sich um einen politischen Versuch, 
in die Wissenschaftsfreiheit einzugreifen.

Angesichts dieser autoritären Entwicklungen, kann 
in der kritischen politische Bildung zu Palästina 
und Israel nicht mehr über Antisemitismus 
gesprochen werden, ohne zugleich auch 
instrumentelle, herrschaftsstabilisierende und 
diskriminierende Formen von vermeintlicher 
Antisemitismusbekämpfung zu thematisieren. 
Kritische politische Bildung muss ihren Zielgruppen 
daher aufzeigen, dass im Kontext der Debatten um 
Israel-Palästina bestimmte Thematisierungsweisen 
von Antisemitismus existieren, die nicht dem 
genuinen Zweck der Antisemitismuskritik 
dienen. Es müssen Ausdrucksweisen, Träger 
und Funktionen von sowie Kritik an autoritärem 
Anti-Antisemitismus behandelt werden.

25	 Peter Ullrich (2024): Wird ausgerechnet 
Anti-Antisemitismus zu einem Katalysator der 
autoritären Wende? https://bit.ly/4d2v4LR 

https://bit.ly/4d2v4LR 
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Hintergrundwissen: 
Autoritärer Anti-
Antisemitimsus 

Mit dem Konzept des autoritären Anti-
Antisemitismus, das der Antisemitismusforscher Dr. 
Dr. Peter Ullrich geprägt hat, bringt er bestimmte 
Entwicklungen und Tendenzen im Umgang mit 
(vermeintlichem) Antisemitismus auf einen Begriff, 
die sich seit einigen Jahren in Debatten rund um 
Palästina und Israel beobachten lassen.26 Auch wenn 
es sich nicht um ganz neue Entwicklungen handelt, 
so haben sie seit dem 7. Oktober 2023 eine neue 
Qualität und einen neuen Umfang erreicht. Aber 
was genau ist mit autoritärem Anti-Antisemitismus 
gemeint, von wem geht er aus, wie zeigt er sich 
konkret und was daran ist so problematisch?

Autoritärer Anti-Antisemitismus meint in 
Abgrenzung zur fortwährend wichtigen 
emanzipatorischen Antisemitismuskritik den 
Versuch palästinasolidarische, israelkritische oder 
antizionistische Positionen, die unterschiedslos als 
Antisemitismus gerahmt werden, mittels autoritärer 
Sicherheitspolitiken zu bekämpfen. Gefordert wird, 
Antisemitismus durch schärferes Recht, strengere 
Überwachung und härtere Bestrafung seiner 
Träger*innen zu bekämpfen. Dabei werden als 
Träger*innen vor allem Muslim*innen, Migrant*innen 
und linke, “woke”, postkoloniale Studierende 
fokussiert. Autoritärer Anti-Antisemitismus adressiert 
nicht alle Formen von Antisemitismus, sondern 
dient vor allem der Regulation des öffentlichen 
Diskursraums zu Palästina und Israel, indem 
durch (Quasi-)Recht eine bestimmte Definition 
von Antisemitismus politisch festgeschrieben 

26	 Auch Yael Attia, Emily Dische-Becker, 
Daniel Loick, Anthony Obst und Vanessa E. 
Thompson (2025) haben sich mit diesen 
Entwicklungen beschäftigt und den Begriff 
des karzeralen Anti-Antisemitimus genutzt, um 
diese zu beschreiben: https://bit.ly/4t7unFT 

wird. Das realpolitische Konfliktgeschehen wird 
ausschließlich durch eine antisemitsmustheoretische 
Brille betrachtet und auf diese Weise überformt 
und dethematisiert. Im Namen des Kampfes 
gegen Antisemitismus wird auch vor dem Angriff 
auf die Wissenschaftsfreiheit sowie auf Grund- 
und Freiheitsrechte nicht Halt gemacht.

Diese Form der (vermeintlichen) 
Antisemitismusbekämpfung wird von verschiedenen 
Akteur*innen mit abweichenden Intentionen 
vorangetrieben. Einerseits wird autoritärer 
Anti-Antisemitismus von zivilgesellschaftlichen 
Akteur*innen getragen, die sich selbst als 
progressiv und israelsolidarisch verorten. Sie 
vertreten einen weiten Begriff von Antisemitismus 
und legen einen starken Fokus auf dessen 
Bekämpfung, indem sie in diesem Feld bilden, 
beraten und forschen. Ihr erklärtes Ziel ist es, 
Jüd:innen zu schützen, dafür sind sie bereit 
auch in Grund- und Freiheitsrechte einzugreifen. 
Sie blicken auf Palästina und Israel häufig 
ausschließlich durch eine antisemitismuskritische 
Brille – was zu einer verkürzten Analyse führt.

Neben diesen Akteur*innen haben sich auch rechte 
und autoritäre Kräfte das Thema Antisemitismus 
auf die Fahnen geschrieben und pflegen ein 
instrumentelles Verhältnis zum Gegenstand. Die 
Auslagerung von Antisemitismus auf migrantisierte, 
muslimisierte und linke Gruppen wird genutzt, um 
ein positives, geläutertes, wiedergutgewordenes 
nationales Selbstbild zu zeichnen, gesellschaftliche 
Ein- und Ausschlüsse zu organisieren und migrations- 
und asylfeindliche Politiken moralisch zu begründen. 
In diesem Zusammenhang kann autoritärer Anti-
Antisemitimus als ein Mittel zur innenpolitischen 
Durchsetzung der deutschen Staatsräson gefasst 
werden. Es besteht bei diesen Akteur*innen also 
kein genuines Interesse daran, Antisemitismus als 
gesamtgesellschaftliches Problem zu adressieren, 
viel eher wurde Antisemitismusbekämpfung als 
wirksames Werkzeug erkannt, um missliebige Teile 
der Gesellschaft zu stigmatisieren, zu überwachen, 
zu bestrafen und zum Schweigen zu bringen.

https://bit.ly/4t7unFT
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Mit welchen autoritären Mitteln wird versucht 
Antisemitimsus zu bekämpfen bzw. den Diskurs 
um Israel und Palästina zu regulieren? Die letzten 
Jahre liefern dafür zahlreiche Beispiele. Zentral ist 
die politische Festschreibung und weitreichende 
Implementierung der IHRA-Arbeitsdefinition 
von Antisemitismus27. Diese ist wissenschaftlich 
umstritten und wird von zahlreichen Akteur*innen – 
darunter auch einem ihrer Verfasser*innen, Kenneth 
Stern – dafür kritisiert, dass sie zu vage ist und sich 
dementsprechend instrumentalisieren lässt, um 
den Meinungskorridor für politische Positionierung 
im Kontext Israel & Palästina einzuschränken. 
Insbesondere Perspektiven, die dem israelischen 
Staatshandeln kritisch gegenüberstehen, sowie 
anti- und postzionistische Positionen werden 
häufig pauschal als antisemitisch markiert. 
Zudem verabschiedete der Bundestag mehrere 
Antisemitismusresolutionen28, die zwar formal nicht 
rechtsverbindlich sind, jedoch erhebliche politische 
Wirkung entfalten. So wurde die Vergabe staatlicher 
Fördermittel an die Anerkennung der IHRA-
Definition geknüpft und gefordert, im Kampf gegen 
Antisemitismus “repressive Möglichkeiten konsequent 
auszuschöpfen”, insbesondere im Strafrecht sowie im 
Aufenthalts-, Asyl- und Staatsangehörigkeitsrecht. 
In den Resolutionen werden neben muslimischen 
Migrant*innen insbesondere die Bereiche Kunst, 
Kultur, Medien, Schule und Hochschule als besonders 
“gefährdet” dargestellt und verstärkte Kontroll- 
und Sanktionsmaßnahmen gefordert. Parallel dazu 
kam es zur Kriminalisierung politischer Symbole 
und Slogans: Zeitweise war es Kindern und 
Jugendlichen verboten, palästinensische Symbole 
in Schulen zu tragen, und das Rufen oder Posten 

27	 Arbeitsdefinition von Antisemitismus der 
International Holocaust Remembrance Alliance 
(2016): https://holocaustremembrance.com/
resources/arbeitsdefinition-antisemitismus 

28	 Antisemitismus und Israelfeindlichkeit an 
Schulen und Hochschulen entschlossen 
entgegentreten sowie den freien Diskursraum 
sichern (2025): https://dserver.bundestag.de/
btd/20/147/2014703.pdf; Nie wieder ist jetzt 
– Jüdisches Leben in Deutschland schützen, 
bewahren und stärken (2024): https://dserver.
bundestag.de/btd/20/136/2013627.pdf 

mehrdeutiger Parolen wie “From the river to the 
sea” führte nicht selten zu Polizeigewalt, Festnahmen 
oder Hausdurchsuchungen. Palästinasolidarische 
Demonstrationen wurden teils mit massiver Gewalt 
aufgelöst, Veranstaltungen wie der Palästina-
Kongress mit bürokratischer Gewalt verhindert. 
Hinzu kommen materielle und berufliche Sanktionen: 
Kulturelle Projekte wie das Berliner Zentrum Oyoun 
verloren Fördermittel, weil sie einer antizionistischen 
jüdischen Gruppe Räume zur Verfügung stellten, 
und die Staatssekretärin Marjam Samadzade 
verlor ihren Posten im schleswig-holsteinischen 
Sozialministerium, nachdem sie kurz nach dem 
7. Oktober 2023 einen Instagram-Post mit 
einem Like versehen hatte, der die israelische 
Kriegsführung im Gazastreifen kritisierte. 

Mit einem naiven Blick ließe sich argumentieren, 
dass es richtig sei, “hart gegen Antisemitismus 
durchzugreifen”. Die Autor*innen des Artikels Für 
einen nicht-karzeralen Anti-Antisemitismus zeigen 
jedoch, dass repressive Maßnahmen, Polizeigewalt 
und migrationsfeindliche Politik nicht zu mehr 
Sicherheit für Jüdinnen und Juden führen, sondern 
diese viel eher gefährden. Besonders betroffen sind 
dabei linke, palästinasolidarische Jüdinnen und Juden, 
die – ähnlich wie andere marginalisierte Gruppen 
– staatlicher Repression, Disziplinarmaßnahmen 
und deren chilling effects ausgesetzt sind, etwa 
durch Polizeigewalt auf Demonstrationen, den 
Entzug von Fördergeldern und Räumen sowie der 
Sorge vor Jobverlust. Darüber hinaus führt die 
Externalisierung von Antisemitismus auf rassizifierte 
Gruppen dazu, dass Antisemitismus nicht mehr 
als gesamtgesellschaftliches Problem verstanden 
wird, das potenziell von allen ausgehen kann und 
selbstreflexiv bearbeitet werden muss. Stattdessen 
entsteht der falsche Eindruck, Antisemitismus ließe 
sich durch Abschiebungen, Ausbürgerung oder 
andere migrationsrechtliche Maßnahmen bekämpfen. 
Der Antisemitismus der weißen, christlich geprägten 
Dominanzgesellschaft gerät dadurch zunehmend 
aus dem Blick. Schließlich trägt autoritärer Anti-
Antisemitismus dazu bei, Jüdinnen und Juden 
gegen andere marginalisierte Gruppen auszuspielen 

https://holocaustremembrance.com/resources/arbeitsdefinition-antisemitismus
https://holocaustremembrance.com/resources/arbeitsdefinition-antisemitismus
https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014703.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014703.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013627.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013627.pdf
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und solidarische Allianzen zu erschweren. Durch 
den staatlich inszenierten “Einsatz” für jüdische 
Sicherheit und das zugleich brutale Vorgehen 
gegen palästinasolidarische Proteste entsteht der 
Eindruck, Jüdinnen und Juden seien eine privilegierte 
Minderheit. Dies unterminiert gemeinsame Kämpfe 
– etwa gegen Rechtsextremismus – und schwächt 
gerade jene Bündnisse, die für eine wirksame 
Bekämpfung von Antisemitismus notwendig wären.

Ziele

Welche Ziele sollen in der Auseinandersetzung 
mit Antisemitismus und autoritärem Anti-
Antisemitismus in der kritischen politischen Bildung 
zum Palästina-Israel-Komplex verfolgt werden?

1.	 Die kritische politische Bildung (kpB) sollte 
dazu beitragen, ihre Zielgruppen in die Lage zu 
versetzen, Antisemitismus im Kontext Palästina 
& Israel zu erkennen, seine psychosozialen 
und gesellschaftlichen Funktionen in einer 
postnationalsozialistischen Gesellschaft 
wie Deutschland zu analysieren, mögliche 
Auswirkungen auf Betroffene zu reflektieren 
und die eigene Handlungskompetenz im 
Umgang mit Antisemitismus zu stärken.

2.	 Die kpB sollte das Verhältnis zwischen Israel, 
Palästina, Antisemitismus und autoritärem 
Anti-Antisemitimsus klären. Sie sollte deutlich 
machen, welche Rolle Antisemitimsus 
und autoritärer Anti-Antisemitimus im 
Narrativ der lokalen Akteur*innen und im 
Konflikt über den Konflikt spielen und wann 
Debatten um Antisemitismus reale Aspekte 
des Konfliktgeschehens überformen.

3.	 Die kpB sollte problematische Dynamiken 
in den Debatten über Antisemitismus 
thematisieren und kritisch in den Blick nehmen 
– etwa die Auslagerung von Antisemitimus 
auf migrantisierte und linke Personen und 

die damit einhergehende Freischreibung 
der Dominanzgesellschaft oder die 
Instrumentalisierung von Antisemitismus für 
migrationsfeindliche und autoritäre Politiken.

4.	 Die kpB sollte Antisemitismus und 
antipalästinensischen Rassismus 
gemeinsam behandeln und so den 
gesellschaftlichen Spaltungstendenzen 
entgegenwirken, die häufig entstehen, wenn 
sich jeweils nur aus antisemitismus- oder 
rassismuskritischer Perspektive mit dem 
Palästina-Israel-Komplex befasst wird. 

5.	 Die kpB sollte dazu anregen, Antisemitismus 
nicht als Problem “der Anderen” zu sehen 
und der Logik des Vorwurfs zu folgen, den 
wir oft in öffentlichen Debatten beobachten 
können, sondern ihn selbstreflexiv 
und selbstkritisch zu bearbeiten. 

6.	 Die kpB sollte durch die gemeinsame 
Thematisierung von Antisemitimsus und 
autoritärem Anti-Antisemitimsus die 
Ambiguitätstoleranz stärken, also die 
Fähigkeit, mit uneindeutigen, ambigen 
Situationen konstruktiv umzugehen, 
Mehrdeutigkeiten zu ertragen und 
Uneindeutiges bzw. Widersprüchliches 
nebeneinander stehen lassen zu können.
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METHODE 

Der Antisemitismus 
der Anderen - 
Vom Vorwurf zur 
Selbstkritik 
Worum geht’s? In dieser zweistufigen Methode geht 

es darum, sich selbstreflexiv und 
selbstkritisch mit Antisemitismus 
auseinanderzusetzen und 
problematische Dynamiken im Umgang 
damit – insbesondere im Konflikt 
über den Konflikt – zu analysieren. 
In öffentlichen Debatten der letzten Jahre, die mit dem 
Israel-Palästina-Komplex in Verbindung stehen, lassen sich 
Dynamiken beobachten, die einer tatsächlichen Bekämpfung von 
Antisemitismus nicht zuträglich sind. 
Häufig, so merkt die Psychoanalytikerin Ilka Quindeau29 an, 
tritt der Antisemitismusvorwurf an die Stelle der (Selbst-)Kritik. 
Antisemitismus wird nicht als etwas Eigenes erkannt, in das 
wir alle potenziell verstrickt sein können, sondern auf andere 
projiziert, dort bekämpft und verurteilt. Über den Antisemitismus 
der Anderen können wir uns empören und uns dadurch selbst 
von ihm frei fühlen. Quindeau ordnet den Antisemitismusvorwurf 
als lustvolle Projektion des eigenen Antisemitismus auf 
Andere ein, als Ausdruck von Ambiguitätsintoleranz oder 
als Folge unverarbeiteter und unbewusster familiärer 
Verstrickungen und Bezüge zum Nationalsozialismus. Das 
Problem: Der Antisemitismusvorwurf erzeugt sich gegenseitig 

29	 Ilka Quindeau (2025): Psychoanalyse und Antisemitimsus.



ausschließende Selbst- und Fremdbilder, die eine selbstreflexive 
Auseinandersetzung mit Antisemitismus bei allen Beteiligten 
verhindern. 
Neben der Projektion des Antisemitismus auf andere gibt es 
die Dynamik, dass der Israel-Palästina-Komplex von einigen 
Akteur*innen ausschließlich durch eine “antisemitismuskritische” 
oder eine “rassismuskritische” Brille betrachtet wird. Beide 
Perspektiven haben Leerstellen und führen zu verkürzten 
Analysen. Im hegemonialen medialen und politischen Diskurs 
in Deutschland überlagert häufig die Frage, ob Kritik an Israel 
antisemitisch sei, die Betrachtung der tatsächlichen Situation 
vor Ort. Viele weitere Dynamiken sind im Hintergrundtext 
über autoritären Anti-Antisemitismus beschrieben.

Welche Ziele werden verfolgt? Die zweistufige Methode verfolgt drei zentrale Ziele:
1.	 Bewusstmachung, dass es kein objektives, neutrales 

Sprechen über Antisemitismus gibt, sondern dass 
wir immer auch über uns selbst sprechen und 
in unterschiedlicher Weise verstrickt sind.

2.	 Analyse der problematischen Dynamiken in Debatten um 
Antisemitismus, um zu überlegen, welcher gesellschaftliche und 
individuelle Umgang tatsächlich zur Sicherheit von Jüdinnen 
und Juden beiträgt, ohne andere marginalisierte Gruppen 
zu diskriminieren oder einen menschenrechtsorientierten 
Diskurs über Palästina und Israel zu behindern.

3.	 Nachdenken darüber, wie wir im Umgang mit Antisemitismus 
zu mehr Selbstkritik und Selbstreflexion gelangen können.

Was wird benötigt? 	→ Gegenstand, der Antisemitismus symbolisiert
	→ Moderationskarten
	→ Stifte 
	→ Pinnwand + Pinnnadeln

Vorbereitung Die Methode setzt voraus, dass die Teilnehmer*innen bereits 
grundlegende Kenntnisse über Antisemitismus besitzen. 
Sie sollten wissen, wie sich Antisemitismus im Konflikt über 
den Konflikt zeigen kann und sich mit der Frage beschäftigt 
haben, wie zwischen Kritik an Israel und antisemitischen 
Argumentationsmustern unterschieden werden kann. 
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Schritt 1	 Positionierung zum Gegenstand Antisemitismus 
	 10 - 15 Minuten

Ein Gegenstand, der Antisemitismus symbolisiert, wird in der 
Raummitte platziert. Die Teilnehmer*innen werden eingeladen, 
sich zu diesem Gegenstand in Beziehung zu setzen – etwa durch 
räumliche Nähe oder Distanz, Mimik und Gestik. Während der 
Positionierung wird noch nicht gesprochen. Jede*r entscheidet 
selbst, wie die Aufgabe interpretiert wird, z. B. basierend 
auf persönlicher Betroffenheit, bisherigen Erfahrungen oder 
Beschäftigung mit Antisemitismus. Nachdem alle ihre Position 
eingenommen haben, können sie freiwillig ihre Beweggründe 
erläutern. Niemand muss sprechen, und es wird betont, dass 
keine persönlichen Informationen preisgegeben werden müssen.

Schritt 2	 Reflexion im Plenum	 10 Minuten

Nachdem alle, die möchten, gesprochen haben, trifft 
sich die Gruppe im Stuhlkreis. Nun wird die Übung 
ausgewertet. Dabei können folgende Fragen helfen: 

	→ Wie hat es sich angefühlt, sich im Raum und 
vor den anderen zu positionieren?

	→ Hat euch etwas überrascht? Hattet ihr Erkenntnisse?
	→ Was hat euch die Positionierung vor Augen geführt?

Die anleitende Person kann einfließen lassen, dass 
Antisemitismus ein gesellschaftliches Verhältnis ist, in 
das wir alle verstrickt sind, und dass es sich um ein 
Ressentiment handelt, auf das alle potenziell zugreifen 
können. Wichtig ist zu verdeutlichen, dass Antisemitismus 
kein abstraktes Phänomen ist, sondern ein Gewaltverhältnis, 
das den realen Alltag von Jüdinnen und Juden betrifft.

Schritt 3	         Erarbeitung von Diskursdynamiken in Kleingruppen 
		  20 Minuten

Nun werden Kleingruppen gebildet. Jede Gruppe 
bekommt Moderationskarten, einen Stift und 20 
Minuten Zeit, um die folgende Frage zu bearbeiten: 

	→ Welche Dynamiken beobachtet ihr im Diskurs über 
Palästina und Israel, wenn es um Antisemitimus geht?
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Wenn nötig, kann die anleitende Person einige Beispiele 
nennen, um die Frage zu konkretisieren (z. B. “Kritik an Israel 
wird als antisemitisch geframed, um sie zu delegitimieren” oder 
“Antisemitismus wird in den eigenen Reihen ausgeblendet”). Die 
Kleingruppen können ihre Gedanken stichpunktartig auf den 
Moderationskarten festhalten und eine Person bestimmen, die 
anschließend die Ergebnisse der Gruppe im Plenum vorstellt. 

Schritt 4	     Ergebnissicherung und Abschlussdiskussion im Plenum  
		  30 Minuten

Die Kleingruppen kommen zurück in den Stuhlkreis. 
Nacheinander können die Ergebnisse ergänzend vorgestellt 
und die Moderationskarten an der Pinnwand durch die 
anleitende Person geclustert werden. Nachdem alle 
Dynamiken vorgestellt wurden, kann zum Abschluss 
gemeinsam über folgende Frage diskutiert werden:

	→ Wie könnte ein Umgang mit Antisemitismus im Diskurs 
über Palästina und Israel aussehen, der zur Sicherheit 
von Jüdinnen und Juden beiträgt und nicht zur 
Diskriminierung anderer marginalisierter Gruppen oder zur 
Delegitmierung politischer Postionen führt?	

Worauf achten? Bei der Positionierungsübung im Raum sollte in jedem Fall auf 
Freiwilligkeit verwiesen werden. Es sollte keine Person dazu 
gedrängt werden, etwas über die eigene Identität oder die 
Betroffenheit von Antisemitismus preisgeben zu müssen. Außerdem 
ist es wichtig, dass Antisemitismus nicht als etwas vollkommen 
anderes als Rassismus dargestellt wird. Die Positionierungsübung 
kann auch ergänzt werden, durch eine anschließende 
Positionierung zum Gegenstand Antipalästinensischer Rassismus.
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